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Ankündigung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
in Deutschland leben ca. 1,6 Millionen muslimische Frauen. Viele von ihnen tragen 
ein Kopftuch, auch an ihrem Arbeits- und Ausbildungsplatz, selten aber in sichtbaren 
Positionen des öffentlichen Dienstes. Seit Jahren entzündet sich der heftig und emo-
tional geführte, politische und gesellschaftliche Diskurs um dieses Kleidungsstück an 
der Frage seiner Symbolik: Religiöse Überzeugung? Unterdrückung der Frau? Be-
kenntnis zur islamischen Tradition der familiären Herkunftsländer? Abgrenzung zur 
westlichen Gesellschaft? Eine bestimmte politische Überzeugung? Den Forderungen 
nach religiöser Neutralität des Staates und gesellschaftlicher Toleranz auf der einen 
Seite stehen Bekräftigungen einer deutschen „Leitkultur“ auf der anderen Seite ge-
genüber. 
Im Falle einer Lehrerin, der aufgrund ihres Kopftuches eine Stelle in einer staatlichen 
Schule Baden-Württembergs verwehrt worden war, entschied das Bundesverfas-
sungsgericht 2003, ein Kopftuchverbot für Lehrkräfte bedürfe einer gesetzlichen 
Grundlage im geltenden Recht des Landes. Die Hälfte der deutschen Länderparla-
mente erließ daraufhin gesetzliche Regelungen zum Kopftuchverbot für Lehrerinnen 
an staatlichen Schulen, die allerdings höchst unterschiedlich ausfielen. 
Wie sieht die Praxis heute – fünf Jahre nach dem Bundesverfassungsurteil – aus? 
Welche Erfahrungen haben die unterschiedlichen landesgesetzlichen Regelungen 
gebracht? Wie soll künftig mit dieser Frage umgegangen werden, müssen wir sie 
stärker unter Gesichtspunkten der Einwanderungsgesellschaft beantworten? Wie 
sieht eine Lösung aus, die grundrechtliche und integrationspolitische Ziele in eine 
konstruktive Balance bringt? Diesen Fragen wollen wir uns auf zwei Veranstaltungen 
widmen: Am 5. Juni findet eine Podiumsdiskussion zum Thema statt, die der Rund-
funk Berlin-Brandenburg aufzeichnen wird. Die Fachtagung am 6. Juni wird die De-
batte aus rechts- und integrationspolitischer Sicht vertiefen. 
Wir laden Sie herzlich ein, die Debatte mit Ihren Erfahrungen und Impulsen zu berei-
chern! 
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5. Juni 2008 
 

Podiumsdiskussion: Die Kopftuchverbote auf dem 
Prüfstand 

 

 
 

Begrüßung: Anne Seyfferth, Leiterin Forum Politik und Gesellschaft der FES 
Podiumsdiskussion 
Gäste: 
Canan Bayram, MdA 
Frauenpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus Berlin 
Emel Algan 
Kommunikationsmanagerin 
Helmut Wiesmann 
Deutsche Bischofskonferenz, Bonn 
Tuba Işik 
SCHURA Niedersachsen, Landesverband der Muslime e.V., Hannover 
Moderation: Alfred Eichhorn, Inforadio rbb 
 

Die Podiumsdiskussion wurde für Inforadio rbb aufgezeichnet und ist online hörbar unter: 
<http://www.inforadio.de/static/dyn2sta_article/598/257598_article.shtml> [23.07.2008] 
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6. Juni 2008 
 

Fachtagung 
 
10.00 Uhr Begrüßung und Einführung 
Dr. Irina Mohr, Leiterin Forum Berlin der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Petra Rostock, Mitarbeiterin im EU-Forschungsprojekt VEIL 
 

Begrüßung 
 
Dr. Irina Mohr, Leiterin Forum Berlin 
der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Bereits der Titel der Tagung zeigt, wie 
komplex sich die Materie gestaltet – 
selten hat die Friedrich-Ebert-Stiftung 
eine Veranstaltung ausgerichtet, in 
deren Ankündigung sich so viele An-
führungszeichen gefunden haben. 
Die Debatte um ‚Leitkultur’ und ‚Laizi-
tät’ ist höchst umstritten und vor allem 
laufen wir in Deutschland immer wie-
der Gefahr, unter dem Banner der 
‚Leitkultur’ das Christentum aus der 
Neutralität des Staats herauszudefinie-
ren. So bewegen sich nun, seit das 
Bundesverfassungsgericht vor fünf 
Jahren sein „Kopftuchurteil“ gespro-
chen hat, die Regelungen in den ver-
schiedenen Bundesländern im Span-
nungsfeld dieser beiden Begriffe. 
Zusätzlich darf auch ‚Integration’ nicht 
vergessen werden: ‚Integration’ und 
‚Kopftuch’ werden in der Debatte im-
mer wieder miteinander in Verbindung 
gebracht und ich hoffe, dass sich im 
Laufe der Tagung auch hierzu der 
Blick ein wenig erweitert. 
Das Schöne an Tagungen ist, dass 
hier nicht entschieden werden kann: 
Wir bewegen uns im vorpolitischen 

Raum und können daher ungehemmt 
mit Toleranz und Engagement in die 
Diskussion gehen. 
In diesem Sinn wollen wir uns nun der 
Diskussion darüber zuwenden, welche 
Regelungen zum Kopftuch integrati-
onsfeindlich sind. 
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Petra Rostock, Mitarbeiterin im EU-
Forschungsprojekt VEIL  
Das von der Europäischen Kommissi-
on geförderte Projekt VEIL erforscht 
und vergleicht die Debatten und recht-
lichen Regulierungen zum Kopftuch in 
acht europäischen Ländern: Däne-
mark, Deutschland, Frankreich, Grie-
chenland, Großbritannien, die Nieder-
lande, Österreich und die Türkei. Der 
Titel des Projektes ‚VEIL’ steht für ‚Va-
lues, Equality and Differences in Libe-
ral Democracies. Debates about Fe-
male Muslim Headscarves in Europe’. 
Damit sind auch schon die For-
schungsziele des Projekts angedeutet: 
Erstens geht es darum, Erklärungen 
für Differenzen und Gemeinsamkeiten 
der rechtlichen Regelungen des Kopf-
tuchs in den beteiligten europäischen 
Ländern zu finden. Denn auch wenn 
die institutionellen Rahmenbedingun-
gen sich teilweise ähneln, ist eine gro-
ße Bandbreite an möglichen Regelun-
gen in den beteiligten Ländern vertre-
ten – von einem sehr strikten Kopf-
tuchverbot in Frankreich und auch in 
der Türkei über die sehr uneinheitli-
chen Regelungen in Deutschland bis 
hin zur Akzeptanz des Kopftuchs in 
Großbritannien und den Niederlanden. 
Das zweite Ziel des Projekts ist zu i-
dentifizieren, wie Werte, Normen und 
Prinzipien zu religiösen Konflikten und 
Konfliktlösungen beitragen. Insgesamt 
lässt sich eine Rückkehr der Werte in 
Europa konstatieren. Gleichzeitig sind 
trotz der sehr unterschiedlichen rechtli-
chen Regulierungen ähnliche Werte, 
Normen und Prinzipien umstritten wie 
bspw. ‚Integration’, ‚staatliche Neutrali-
tät’ und ‚Laizität’, Geschlechtergerech-
tigkeit und die Gewährung kollektiver 
Rechte für Religionsgemeinschaften. 
Das dritte Ziel ist, Bewusstsein zu 
schaffen; erstens für die Mehrschich-
tigkeit der Debatten und zweitens für 
Diskriminierungen auf Grund von Reli-
gion, Geschlecht oder Kultur. 

Das vierte Ziel ist, Kenntnisse und 
Wissen bereitzustellen für politische 
Entscheidungsprozesse auf nationaler 
und EU-Ebene bezüglich Anti-Diskrimi-
nierungs- und Integrationspolitik, denn 
auch in Ländern, in denen das Kopf-
tuch kein explizites Streitthema ist, wie 
bspw. in Österreich oder Griechenland, 
werden Kopftuch tragende Frauen 
häufig diskriminiert. 
Das heißt, das Forschungsprojekt be-
schäftigt sich explizit mit der politi-
schen und rechtlichen Regulierung der 
‚Kopftuchfrage’ und beforscht damit die 
Mehrheits- bzw. Dominanzgesellschaft 
und deren Umgang mit dem Kopftuch. 
Ein Ergebnis, dass sich sehr schnell 
herauskristallisiert hat, ist, dass das 
Kopftuch als eine Projektionsfläche 
dient, auf der die angerissenen umstrit-
tenen Werte diskutiert werden. Gleich-
zeitig kann eine Kulturalisierung der 
Debatten festgestellt werden, in denen 
Religion nicht mehr im Rahmen des 
Kirche-Staat-Regimes sondern als Teil 
einer nationalen oder fremden Kultur 
diskutiert wird. 
Für den deutschen Fall kann gesagt 
werden, dass die Debatte Züge einer 
nationalen Selbstverständigungsdebat-
te trägt, die mit dem Ende der Maxime, 
dass Deutschland kein Einwande-
rungsland sei, notwendig geworden zu 
sein scheint. Dabei bieten die Ge-
schlechterbeziehungen der Anderen, in 
diesem Fall der Muslime, die Möglich-
keit, die Modernisierung Deutschlands 
als vollständig und linear verlaufend 
darzustellen – im Kontrast zum Islam 
als rückständiger Religion. Selbst lang-
jährige Gleichstellungsgegner werden 
auf einmal zu Verfechtern der Gleich-
berechtigung von Frauen und der 
Gleichstellung von Homosexuellen. 
Migrationspolitische Versäumnisse wie 
bspw. ein ethnisch segregiertes Bil-
dungssystem bleiben damit unthemati-
siert. 
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Im Rahmen des Projekts veranstalten 
wir in jedem Land eine Diskussions-
runde und eine wissenschaftliche Ta-
gung, nicht nur um die Kopftuchdebat-
ten in einen größeren Kontext zu stel-
len, sondern auch um Hinweise zu ge-
winnen für einen möglichen alternati-
ven Umgang mit religiöser Pluralität. In 
der gestrigen Diskussionsrunde haben 
uns vor allem die Fragen beschäftigt, 
welche Erfahrungen es mit dem ‚Kopf-
tuchurteil’ des Bundesverfassungsge-
richts von 2003 gibt, welche neuen 
Fragen und Missverständnisse aufge-
taucht sind und wie künftig mit dem 
Kopftuch umgegangen werden soll. 
Ich denke, ein dabei sehr deutlich ge-
wordener Punkt ist, dass religiöse 
Rechte nicht unbedingt soziale und 
politische Teilhabe ermöglichen. Des-
halb wollen wir uns, nachdem wir die 
sehr prominente Rolle des Rechts im 
Kopftuchstreit in Deutschland diskutiert 
haben, mit Fragen sozialer und demo-
kratischer Teilhabe beschäftigen, die 
mit den Kopftuchgesetzen verbunden 
sind. Am Ende der heutigen Veranstal-
tung wird es eine zweite Podiumsdis-
kussion geben, die konkreter darauf 
eingehen wird, ob die derzeitigen Re-
gelungen des Kopftuchs der Lehrerin 
in Deutschland den Konflikt gelöst oder 
ihn im Gegenteil verschärft haben und 
welche alternativen Lösungsmöglich-
keiten vorstellbar bzw. wünschenswert 
sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ich freue mich auf eine vielfältige und 
spannende Auseinandersetzung mit 
Ihnen und übergebe das Wort an An-
nette Wilmes und das erste Panel. 
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Panel I: Regulierungen zum Kopftuch und die Rolle 
des Rechts als Lösung oder gar als Problem? 

 
5 Jahre nach dem „Kopftuchurteil“ 
Rechtliche Lösungsmodelle auf Länderebene 
PD Dr. Sabine Berghahn, Freie Universität Berlin 
 
Menschenbilder, Bürgerbilder 
Eine kritische Analyse 
Prof. Dr. Felix Ekardt, Universität Bremen 
 
Gleichbehandlung der Religionen im Berliner Neutralitätsgesetz 
Dr. Fritz Felgentreu, MdA, Rechtspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im Abge-
ordnetenhaus Berlin 
 
Staatliche Neutralität und Geschlechtergleichheit 
PD Dr. Silke Ruth Laskowski, Universität Hamburg 
 
Moderation: Annette Wilmes, freie ARD-Hörfunkjournalistin 
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PD Dr. Sabine Berghahn, Freie Uni-
versität Berlin: 5 Jahre nach dem 
‚Kopftuchurteil’. Rechtliche Lö-
sungsmodelle auf Länderebene  
Das Wort ‚Lösungsmodelle’ im Titel 
dieses Vortrags klingt recht euphemis-
tisch, denn die Realität sieht nicht so 
aus, als dass wir in Deutschland in der 
Kopftuchfrage zu echten Lösungen 
gelangt wären. Das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts von 2003 war ein 
Kompromiss und es wurde auf der 
Grundlage einer ‚abstrakten’ und nicht 
‚konkreten’ Gefahr entschieden. Auch 
wenn keine konkrete Gefahr von einer 
Lehrerin im Einzelfall ausgeht, soll 
doch ein Kopftuchverbot möglich sein, 
wenn eine entsprechend explizite auf 
religiöse und weltanschauliche Klei-
dungsstücke oder Symbole bezogene 
gesetzliche Regelung auf Länderebene 
getroffen wurde. Die einzige vom Bun-
desverfassungsgericht geforderte Be-
dingung für Länderregelungen: strikte 
Gleichbehandlung aller Religionen. 
Um einmal zurückzublicken: Begonnen 
hatte der Kopftuchstreit 1998 mit dem 
Fall von Fereshta Ludin, der auf Grund 
ihres Kopftuchs eine Stelle als Lehrerin 
an einer Grundschule in Baden-Würt-
temberg versagt wurde. Sie klagte sich 
durch die Instanzen bis zum Bun-
desverwaltungsgericht und verlor auf 
allen Ebenen. Zeitgleich klagte eine 
andere Muslimin mit Kopftuch vor dem 
Verwaltungsgericht Lüneburg und be-
kam Recht, verlor jedoch in zweiter In-
stanz. 2002 erging ein Urteil des Bun-
desarbeitsgerichts zum Kopftuch einer 
Verkäuferin (deren Kündigung wegen 
ihres Kopftuchs als rechtswidrig einge-
stuft wurde) und schließlich wurde der 
Fall von Fereshta Ludin, die Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt hatte, 
2003 vor dem Bundesverfassungsge-
richt verhandelt. Der Zweite Senat 
stellte am 24. September 2003 in ih-
rem Fall zwar eine Grundrechtsverlet-
zung fest, machte ihre Einstellung aber 

vom zukünftigen gesetzgeberischen 
Handeln des Landes Baden-Württem-
berg abhängig. Die Leitsätze des Ur-
teils waren folgende: 

- Ein Verbot für Lehrkräfte, in 
Schule und Unterricht ein Kopf-
tuch zu tragen, findet im gelten-
den Recht des Landes Baden-
Württemberg keine hinreichend 
bestimmte gesetzliche Grundla-
ge. 

- Der mit zunehmender religiöser 
Pluralität verbundene gesell-
schaftliche Wandel kann für den 
Gesetzgeber Anlass zu einer 
Neubestimmung des zulässigen 
Ausmaßes religiöser Bezüge in 
der Schule sein. 

Dieses Urteil war jedoch keineswegs 
aus einem Guss und stellte vielmehr 
einen Kompromiss innerhalb des Zwei-
ten Senats dar, der viele Widersprüche 
und Inkonsistenzen in sich barg (ohne 
diesen Kompromiss wäre die Verfas-
sungsbeschwerde bei einem Patt von 
vier zu vier richterlichen Stimmen ab-
gelehnt worden). Da viele Deutungen 
des Kopftuchs möglich seien, die Se-
natsmehrheit diese nicht auf bestimmte 
verfassungsfeindliche Bedeutungen 
verengen wollte und im Einzelfall Ludin 
keine problematische Intention unter-
stellt wurde, fehlte es demnach an ei-
ner expliziten gesetzlichen Grundlage 
für einen Eingriff in das Grundrecht der 
Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) 
von Fereshta Ludin. Aber Bundeslän-
der dürften durchaus ein Verbot des 
Kopftuchs bzw. religiöser Symbole 
schlechthin gesetzlich verankern, wenn 
sie auch diese ‚abstrakte’ Gefahr für 
die staatliche Neutralität, für die nega-
tive Glaubensfreiheit von Schülerinnen 
und Schülern oder für den Schulfrieden 
aus den Schulen bannen wollten; da-
bei seien jedoch alle Religionen und 
Konfessionen gleich zu behandeln. 
Eine Minderheit von drei Richtern 
schätzte das Kopftuch dagegen grund-
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sätzlich anders ein: Ihrer Ansicht nach 
war die Verfassungsbeschwerde un-
begründet, da das islamische Kopftuch 
bereits gemäß den allgemeinen Re-
geln des existierenden Beamtenrechts 
als pflichtwidrig anzusehen sei. Denn 
eine solche Kopfbedeckung einer Leh-
rerin verstoße gegen die Neutralitäts-
pflicht des Staats in religiösen Fragen 
und müsse vor allem als Symbol für 
die Bejahung der Unterordnung von 
Frauen unter Männer aufgefasst wer-
den.  
Die gesetzlich verankerten Kopftuch-
verbote in den Bundesländern, die als 
Folge des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts in der Hälfte aller deut-
schen Bundesländer (8) zustande ka-
men, lassen sich nun grob in zwei Mo-
delle unterteilen; unter Einbezug aller 
Bundesländer existieren damit drei 
Regulierungstypen: 

- Das christlich-abendländische 
Modell (Baden-Württemberg, 
Bayern, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Saarland): Trotz ei-
nes Verbots religiöser (sowie 
politischer und weltanschauli-
cher) Symbole und Kleidung 
gibt es explizite ‚Ausnahme-
klauseln’ in Baden-Württemberg 
und Nordrhein-Westfalen sowie 
eine relative Privilegierung des 
Christen- und Judentums in 
Bayern, Hessen und im Saar-
land durch verbalen Bezug (so 
genannte ‚Wertreferenzklau-
seln’); in Baden-Württemberg ist 
das Verbot des muslimischen 
Kopftuchs auf Kindergärten aus-
gedehnt, in Hessen sogar auf 
alle Beamten und Beamtinnen. 
Diese Regelungen stehen dem-
nach in klarem Widerspruch zur 
Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts, d.h. zum Ge-
bot der Gleichbehandlung aller 
Religionen, weil sie nach den In-
tentionen der Landesgesetzge-
bungen als Ungleichbehandlung 

des Kopftuchs gegenüber christ-
lichen oder jüdischen Symbolen 
gemeint sind. 

- Das säkulare oder ‚laizitäre’ 
Modell (Berlin, Bremen, Nieder-
sachsen): Dieses Modell sieht 
ein Verbot aller (sichtbaren) re-
ligiösen, politischen und weltan-
schaulichen Symbole und Klei-
dungsstücke von Lehrkräften 
vor. (In Berlin ist das Verbot 
auch auf andere Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst ausgedehnt, 
nämlich auf Kitas/Kindergärten 
und herausgehobene Funktio-
nen im öffentlichen Dienst). Ein 
solches generelles Verbot reli-
giöser Zeichen und Kleidung ist 
ebenfalls problematisch, denn 
es stellt nicht nur eine Ein-
schränkung der Religionsfreiheit 
nach Art. 4 GG dar, sondern 
bricht mit der Tradition des ‚of-
fenen’ Verständnisses staatli-
cher Neutralität. Es scheint so, 
als ob dies ein erster Schritt auf 
dem Weg zu einem laizistischen 
Staat ist, der Religion im öffent-
lichen Raum generell nicht dul-
det. 

- Kein Verbot (da keine Neurege-
lungen verabschiedet wurden) 
gibt es bislang in Brandenburg, 
Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen. Allein Schleswig-
Holstein lehnte bei einer Neure-
gelung anderer Materien des 
Schulgesetzes ein Verbot religi-
öser Zeichen und Kleidungsstü-
cke mit Verweis auf die bekräf-
tigte ‚offene’ Neutralität ab. 

In ihrer Gesamttendenz bricht die Hälf-
te der deutschen Bundesländer also 
mit der bundesdeutschen Tradition der 
‚offenen’, ‚ermutigenden’ und pluralisti-
schen Neutralität; ein Teil der Länder 
mit restriktiver Regelung will zudem die 
Religionen nicht gleichbehandelt se-
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hen. Allein Schleswig-Holstein bekennt 
sich zur offenen Tradition, andere 
Bundesländer ohne Neuregelung – 
besonders in Ostdeutschland – positi-
onierten sich hingegen nicht. 
Auf der Grundlage der neuen Gesetz-
gebungen wurde die Bewerbung von 
Fereshta Ludin um eine Stelle als Leh-
rerin in Baden-Württemberg 2004 auch 
vom Bundesverwaltungsgericht end-
gültig abschlägig beschieden und es 
ergingen einige Entscheidungen auf 
Ebene der Verwaltungs- bzw. Landes-
verfassungsgerichtshöfe, die das Kopf-
tuchverbot auf der Basis der neuen 
Gesetze bestätigten (so beispielsweise 
VG Stuttgart 2006 bzw. VGH Mann-
heim 2008, Bayerischer Verfassungs-
gerichtshof 2007, Hessischer Staats-
gerichtshof 2007, VG und ArbG Düs-
seldorf 2007). 
Die problematischen ‚Ausnahme’-‚ 
bzw. ‚Wertereferenzklauseln’ wurden in 
den Bundesländern Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen aller-
dings nach und nach von Verwaltungs- 
und Arbeitsgerichten zu Fall gebracht. 
Zwar vermieden die Verfassungs- und 
Staatsgerichtshöfe in Bayern und Hes-
sen eine klare Stellungnahme zur An-
wendbarkeit der ‚Ausnahmeklauseln’, 
das Bundesverwaltungsgericht legte 
jedoch im Fall Ludin 2004 und Verwal-
tungs- und Arbeitsgerichte legten in 
weiteren Einzelfällen von Lehrerinnen 
die Klauseln ‚verfassungskonform’ aus. 
Das bedeutet, dass die Klauseln gera-
de keine Ausnahmen für das persönli-
che Kleidungsgebaren von Lehrkräften 
(Kreuz, Habit oder Kippa) erlaubten, 
sondern lediglich auf die christlich-
abendländische oder humanistische 
Wertevermittlung bezogen werden 
könnten. Somit seien ggf. auch der 
Nonnenhabit und die jüdische Kippa zu 
untersagen. Für muslimische Lehrerin-
nen mit Kopftuch bedeutet die Bestäti-
gung der gesetzlichen Verbote des 
Tragens religiöser Kleidung schlimms-
tenfalls die Entlassung bzw. für Be-

werberinnen ein Berufsverbot für öf-
fentliche Schulen und darüber hinaus. 
Im Ergebnis korrigierten die Gerichte 
auf diese Weise die in den Bundeslän-
dern mit Ausnahme- oder Wertrefe-
renzklauseln intendierte unmittelbare 
Ungleichbehandlung der Religionen 
und glichen die Verbotsregelung damit 
dem von vornherein strikt säkularen 
(laizitären) Modell der drei Bundeslän-
der Berlin, Bremen und Niedersachsen 
an. So gilt letztlich auch in Bundeslän-
dern mit einem deutlichen Bekenntnis 
zu ‚christlich-abendländischen’ Werten 
und Traditionen nunmehr eine ‚Laizität 
wider Willen’.  
Für die Lösung der einzelnen Konflikt-
fälle, d.h. für die rechtsuchenden Leh-
rerinnen oder Bewerberinnen erbrach-
ten die Gerichtsurteile jedoch keine 
Verbesserung. Das Bundesverwal-
tungsgericht entschied allerdings im 
Juni 2008 im Fall einer Bewerberin für 
den Referendardienst (in Bremen, Az. 
2 C 22.07), dass ein Ausschluss vom 
Vorbereitungsdienst nur auf Grund des 
Kopftuchtragens unzulässig sei, weil 
es sich hierbei um eine staatliche Mo-
nopolausbildung handele und das 
Grundrecht der Ausbildungsfreiheit 
gemäß Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG 
grundsätzlich zu gewährleisten sei, 
sofern nicht von der Person konkrete 
Gefahren für die staatliche Neutralität 
oder die negative Glaubensfreiheit der 
Schüler bzw. Schülerinnen ausgingen.   
Aus grundrechtlicher Sicht sind nun vor 
allem drei Aspekte zu kritisieren: 

- Die Religions(ausübungs)frei-
heit als individuelles Grundrecht 
wird in den Bundesländern mit 
Verbotsregelung ausgehöhlt, 
obwohl die Glaubensfreiheit vor-
behaltlos im Grundgesetz ga-
rantiert ist und Einschränkungen 
nur bei ‚konkreter’ Gefahr und 
individueller Zurechenbarkeit 
verhältnismäßig erscheinen. 
Dies ist ein immanenter Wider-
spruch, der bereits dem verfas-
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sungsgerichtlichen Urteil von 
2003 anzulasten ist. 

- Die Interpretation der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter ist 
in der Praxis problematisch: 
Auch in den Gerichtsentschei-
dungen herrschen eher anti-
egalitäre Bedeutungszuschrei-
bungen vor, was der pluralen 
Deutung des Bundesverfas-
sungsgerichts zuwider läuft. 

- In den Bundesländern mit (in-
tendierter) Privilegierung christ-
lich-abendländischer Werte und 
Traditionen wird der Islam bzw. 
werden Musliminnen und Mus-
lime auf gesetzlicher Ebene 
(symbolisch) ausgegrenzt und 
ungleich behandelt. Die verfas-
sungskonform auslegenden Ge-
richtsurteile korrigieren zwar die 
Ungleichbehandlung, jedoch 
ziehen sie daraus meist keine 
gesetzgebungskritischen und 
keine betroffenenfreundlichen 
Konsequenzen (Ausnahme: VG 
Stuttgart, aber aufgehoben von 
VGH), was integrationspolitisch 
eher als ‚islamfeindlich’ interpre-
tiert werden könnte.  

- Zudem trifft das Verbot des 
Kopftuchs auch bei einer 
Gleichbehandlung aller Religio-
nen Musliminnen einschneiden-
der, was den Verdacht der mit-
telbaren Diskriminierung auf 
Grund der Religion und des Ge-
schlechts aufkommen lässt. Es 
könnte also ein Verstoß gegen 
das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) und damit 
gegen die europäischen Anti-
diskriminierungsrichtlinien vor-
liegen. Insofern ergibt sich ein 
möglicher Ansatzpunkt für eine 
Vorlage zum Europäischen Ge-
richtshof in Luxemburg. 

Es bleibt die Frage, ob angesichts die-
ser Rechtsprechung, bei der eine Mus-
limin als solche im öffentlichen Raum 

nicht mehr erkennbar sein darf, nicht 
eher innergesellschaftliche Konflikte 
ver- als entschärft werden. Die konse-
quente Vermeidung von religiösem 
Pluralismus in der Hälfte aller deut-
schen Bundesländer verstößt in ihrem 
Kern gerade gegen die staatliche Neut-
ralitätspflicht und den Gleichbehand-
lungsgrundsatz. Es lässt sich nur 
schwer abschätzen, welche Wirkung 
dies auf Muslime/Musliminnen, auf 
Migranten/Migrantinnen allgemein und 
auf eine Kultur der Diversität haben 
wird. 
Die Politikwissenschaftlerin Anne Phil-
lips schreibt in ihrem Aufsatz ‚Dilem-
mas of gender and culture: the judge, 
the democrat and the political activist’ 
(2005) dass Richter/innen in kulturellen 
oder religiösen Wert- bzw. Prinzipien-
konflikten zu Übertreibung und Über-
höhung der Grundsatzdifferenzen und 
dass Politiker/innen im Föderalismus 
und im Einwanderungskontext zu poli-
tischen (opportunistischen oder popu-
listischen) Profilierungsnormierungen 
neigen. Sie fordert schließlich, dass es 
mehr verantwortungsvoller politischer 
Pragmatiker/innen bedürfe, um multi-
kulturelle Konflikte durch Abwägen, 
Vermitteln und Herausarbeiten von 
Gemeinsamkeiten zu befrieden. 
In diesem Sinn liegt die Lösung des 
Konflikts in Deutschland nahe: Die Be-
herzigung liberaler Prinzipien und die 
Rückkehr zur eigenen Tradition der 
‚offenen’ Neutralität. Und das heißt: 
dem Beispiel Schleswig-Holsteins fol-
gen! 
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Diskussion 
Im Anschluss an diesen Vortrag gab es 
zwei Wortmeldungen aus dem Publi-
kum: Zum einen wurde gefragt, wie 
diese Ungleichbehandlung wohl vor 
dem Europäischen Gerichtshof beur-
teilt werden würde. Hierauf antwortete 
Sabine Berghahn, dass es wahrschein-
lich sei, dass die deutschen Regelun-
gen im Abgleich mit den EU-
Antidiskriminierungsrichtlinien aufge-
hoben würden, die Stigmatisierung von 
Musliminnen und Muslimen in 
Deutschland aber bestehen bleibe. 

Zum anderen fragte ein Zuhörer, ob 
der deutsche Föderalismus denn gene-
rell förderlich sei, wenn es um die Ein-
wanderung gehe. Frau Berghahn be-
tonte, dass grundsätzlich – Föderalis-
mus hin oder her – ein deutscher und 
europäischer Pluralismus gefragt sei, 
der auch andere Glaubensinhalte, Ü-
berzeugungen, Werthaltungen, Rituale 
und Symbole als nur die ‚eigenen’ (de-
ren Homogenität ohnehin ein Mythos 
ist) akzeptiere. 
 

 
 
Prof. Dr. Felix Ekardt, Universität 
Bremen: Menschenbilder, Bürger-
bilder. Eine kritische Analyse  

Auf ausdrücklichen Wünsch des Referenten wird an 
dieser Stelle nicht der (zusammengefasste) Wort-
laut des Redebeitrags wiedergegeben, sondern die 
Manuskriptfassung zu einem Artikel, der in noch-
mals veränderter Form in der taz erschienen ist. 
Dieser Artikel deckt inhaltlich den Vortrag vom 
06.06.2008 in vollem Umfang ab; siehe „Die Freiheit 
in Glaubensfragen. Die Totalverbannung religiöser 
Symbole ist in einer liberalen Gesellschaft nicht 
möglich. Denn in den Streit der Weltanschauungen 
sollte sich der Staat besser nicht einmischen“, taz v. 
28.12.2006. 
In letzter Zeit haben die Konflikte um 
kulturelle Symbole sprunghaft zuge-
nommen. Auf der einen Seite protes-
tierten Muslime gegen Mohammed-
Karikaturen und Papst-Äußerungen, 
auf der anderen Seite wurden in 
Deutschland über Gesinnungstests zur 
Einbürgerung von Muslimen oder über 
Lehrerinnen mit Kopftüchern debattiert; 
in Frankreich hat man das Tragen reli-
giöser Symbole sogar Schülerinnen 
und Schülern ganz untersagt. Doch 
inwieweit ist es überhaupt die Aufgabe 
von Politik und Staat, Symbole zu reg-
lementieren? Brauchen wir eine Leit-
kultur oder einen multikulturellen Rela-
tivismus, der kulturelle Differenzen ein-
fach hinnimmt? 
Die maximale gleiche Freiheit der 
Menschen ist die Grundregel einer li-
beral-demokratischen Grundordnung.  

 
 
Da die liberale Demokratie somit Prin-
zipien hat, verträgt sie zunächst einmal 
keinen echten multikulturellen Relati-
vismus. Staatliche Zurückhaltung und 
‚Toleranz’ sind also fehl am Platze, 
wenn z.B. männliche Verwandte junge 
Frauen bedrohen, um sie von Männern 
fernzuhalten. Keinesfalls schützen die 
Freiheitsrechte nur vor dem Staat. Sie 
berechtigen mich vielmehr auch, vom 
Staat Schutz vor den Mitbürgern wie 
z.B. Verwandten zu verlangen, auch 
wenn die klassische liberale Rechts-
meinung immer noch einseitig staats-
abwehrend ausgerichtet ist. Sonst wä-
re die gleiche Freiheit der Bürger nicht 
hinreichend sicher. Daran ändert auch 
das ‚Elternrecht’ eines Vaters nichts, 
der z.B. seine Tochter gegen ihren Wil-
len vom Sportunterricht befreien möch-
te: Denn Erziehungsrechte der Eltern 
sind nur eine Krücke, solange der ein-
zelne seine Entscheidungen noch nicht 
voll überschauen kann. Sie sind keine 
Berechtigung, anderen nach Belieben 
den eigenen Willen aufzuzwingen. 
Genau für diese Garantie der Freihei-
ten (und Freiheitsvoraussetzungen wie 
z.B. Sozialstaatlichkeit) gegenüber 
Staat und Mitbürgern brauchen wir die 
gewaltenteilige Demokratie – aber 
auch nur dafür. Das ‚gute Leben’ da-
gegen – also persönliche Glückskon-
zepte und Weltanschauungen – darf 
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(auch) eine demokratische Politik aus 
zwei wesentlichen Gründen nicht reg-
lementieren. Erstens wären Beschrän-
kungen hierin ein Angriff auf die Frei-
heit; denn Freiheit heißt gerade, daß 
ich nach eigenen Vorstellungen leben 
kann, soweit nicht die Freiheit anderer 
bedroht ist. Und zweitens fehlen ein-
fach verallgemeinerbare Maßstäbe 
dafür, was ein gutes Leben ist. Darum 
paßt eine ‚Leitkultur’, die eine bestimm-
te Variante eines ‚guten Lebens’ für 
alle vorgibt, genauso wenig wie der 
Relativismus zum liberalen Staat. Nur 
wenn ein Konzept eines ‚guten Lebens’ 
die Freiheit der anderen stört, wird das 
‚gute Leben’ zu einer Frage für die Po-
litik. 
Was heißt das genau? Weil die Frei-
heit eben die Richtschnur für die Lö-
sung sozialer Konflikte ist, dürfen ver-
schiedene Arten des ‚guten Lebens’ 
nebeneinander existieren, sofern sie 
sich nicht ernstlich behindern. Eine 
laizistische Totalverbannung aller welt-
anschaulichen Symbole aus dem öf-
fentlichen Raum wäre darum ähnlich 
zweifelhaft wie eine „Leitkultur“. Ers-
tens wäre sie eine unnötige Freiheits-
einschränkung, die die freie Entfaltung 
und den freien Austausch der Bürger 
empfindlich träfe. Und zweitens haben 
und zeigen wir letztlich alle irgendeine 
Weltanschauung. Denn auch das Tra-
gen von freizügiger Kleidung oder von 
Jogging-Anzügen beim Bäcker drückt 
letztlich ein persönliches Glücksideal 
aus. Können nicht sogar lange Haare 
als Ausdruck einer bestimmten Welt-
anschauung getragen werden? (viel-
leicht ja einer ‚linken’) Und würde nicht 
umgekehrt jemand, der stets dunkle 
und dezente Maßanzüge trägt, damit 
ebenfalls eine bestimmte Weltan-
schauung explizieren? (diesmal eine 
eher ‚konservative’) In den privaten 
Raum verbannen kann man solche 
Symbole folglich gar nicht. Darum muß 
die Politik hier enthaltsam sein – sofern 
nicht ausnahmsweise die Freiheit der 
Mitmenschen ernstlich betroffen ist, 

z.B. wenn eine islamische Lehrerin die 
Schülerinnen zum Tragen eines Kopf-
tuches zu drängen versucht. Dann darf 
der nicht-relativistische liberale Staat 
die Lehrerin genau daran hindern – 
ebenso wie man sie daran hindern 
könnte, zum ‚Heiligen Krieg’ aufzuru-
fen. Nicht hindern darf man sie dage-
gen am Tragen ihres Kopftuches. 
Man sage jetzt nicht, ein Kopftuch wir-
ke intensiver als ein anderes Klei-
dungsstück: So dürften z.B. Sportab-
zeichen oder kurze Röcke – die ja in 
der Sicht eines Muslims auch eine 
Weltanschauung verraten, nämlich 
eine emanzipierte – die Schüler eher 
stärker als Kopftücher beschäftigen. Im 
Übrigen wird man meist auf höchst 
unterschiedliche Lehrer treffen, die 
auch optisch den unvermeidlichen, 
begrüßenswerten Pluralismus liberaler 
Gesellschaften verkörpern. Und auch 
wer jetzt den ‚autoritären Charakter’ 
des Kopftuchs anführt, sagt nicht nur 
etwas Zweifelhaftes, sondern wird zu-
dem in den Streit der Weltanschauun-
gen hineingezogen, aus dem sich das 
Grundgesetz als liberal-neutrale Ver-
fassung gerade herauszuhalten hat. 
So könnte ein Muslim sagen: Das 
Christentum sei doch viel unfriedlicher 
als der Islam; es sei die Religion der 
Kreuzzüge usw. Sagt man jetzt, dies 
sei nicht das wahre Christentum, hilft 
dies nichts. Denn ein liberaler Staat hat 
nicht zu entscheiden, was die wahre 
Interpretation einer Religion ist; dies ist 
eine Frage des ‚guten Lebens’ und 
nicht der Politik. 
Die dauerhafte Möglichkeit liberaler 
Ordnungen und einer freiheitlichen, 
nicht durch fundamentalistische Dauer-
streitigkeiten paralysierten Weltgesell-
schaft wird sich zentral daran ent-
scheiden, ob die meisten Menschen 
und Kulturen dieser Welt freiwillig die 
damit nötige Toleranz zu üben bereit 
sind. Denn erzwingen kann eine frei-
heitliche Politik innere Einstellungen 
wie Toleranz wohl nur mit Mitteln, die 
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gerade die Freiheitlichkeit zerstören – 
und damit genau das, was es zu erhal-
ten gilt. 
Man könnte zuletzt fragen: Warum soll-
te die Freiheit als universale Norm 
auch für Menschen, die aus unfreiheit-
lichen kulturellen Kontexten stammen, 
verbindlich sein? Die Antwort ist: In 
einer pluralistischen Welt streitet man 
nun einmal über normative Fragen. 
Dabei nutzen wir die menschliche 
Sprache – selbst Familienpatriarchen 
können das nicht vermeiden. Wer aber 
mit Gründen und ergo rational, also mit 
Worten wie weil, da, deshalb streitet, 
setzt logisch, ob er will oder nicht, et-
was voraus: nämlich daß die mögli-
chen Gesprächspartner gleiche unpar-
teiische Achtung verdienen. Denn 
Gründe sind das Gegenteil von Gewalt 
und Herabsetzung. Und sie sind egali-
tär und richten sich an Individuen mit 
geistiger Autonomie, denn ohne Auto-
nomie kann man keine Gründe prüfen. 
Damit aber gelangt man zur Achtung 
vor der Autonomie der Individuen 
(Menschenwürde) und zu einer gewis-
sen Unabhängigkeit von Sonderper-
spektiven (Unparteilichkeit) als univer-
salen Gerechtigkeitsprinzipien. Und die 
Freiheit folgt just aus diesen Prinzipien. 
Deshalb ist die einerseits nicht-relativi-
stische, andererseits ‚Leitkultur’-feindli-
che Freiheit auch für die demokrati-
sche Mehrheit verbindlich. 

 
 
Diskussion 
Im Anschluss an den Vortrag wurde 
kritisch angemerkt, dass sich hinter 
dem Kopftuch (welches es nicht nur in 
der islamischen Tradition gibt) ein be-
stimmtes Männerbild verberge und das 
Tragen eines solchen damit – wie bei-
spielsweise im Iran – nicht auf Grund 
einer bestimmten Freiheit bewertet 
werden könne.  
Im Gegensatz dazu merkte eine Zuhö-
rerin an, dass der Blick in die USA ver-
deutliche, wie ideologisch aufgeladen 
die Debatte hier in Deutschland geführt 
werde.  
Eine theoretische Anmerkung wies 
darauf hin, dass die Trennung in Be-
reiche der ‚Gerechtigkeit’ und des ‚gu-
ten Lebens’ der Trennung in öffentliche 
und private Sphären gleichkomme. 
Feministischer Kritik an dieser Tren-
nung folgend müsse nun aber das 
Tragen eines Kopftuchs sehr wohl poli-
tisch debattiert werden, unabhängig 
vom Ausgang einer solchen Diskussi-
on.

 
 
Dr. Fritz Felgentreu, MdA, Rechtspo-
litischer Sprecher der SPD-Fraktion 
im Abgeordnetenhaus Berlin: 
Gleichbehandlung der Religionen im 
Berliner Neutralitätsgesetz  
Das Berliner ‚Neutralitätsgesetz’ ist 
kein Gesetz zur Verdrängung der Reli-
gion aus dem öffentlichen Raum, son-

dern zur Begrenzung der Religionsfrei-
heit im öffentlichen Dienst. Dabei steht 
der Schutz der negativen Religions-
freiheit von Personen, die sich mit 
staatlicher Autorität konfrontiert sehen, 
im Vordergrund.  
Bei der Anfertigung der Berliner Rege-
lung ging es uns also nicht darum ein 
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Kopftuchgesetz zu verabschieden, 
sondern um die Anfertigung eines 
‚Neutralitätsgesetzes’. Damit befinden 
wir uns im Übrigen in bester preußi-
scher Tradition: Bereits Friedrich der 
Große betonte, es solle ‚jeder nach 
seiner Fasson selig’ – jedoch nicht Be-
amter werden! Dieses Neutralitätsge-
setz gilt also für den gesamten öffentli-
chen Dienst (und nicht nur für die 
Schule, wie beispielsweise in Baden-
Württemberg) und hält diesen zu welt-
anschaulicher Neutralität an. 
Anwendungsfälle gibt es bisher nur 
wenige, da es sich um ein präventives 
Gesetz handelt. Ausnahmen stellen 
hier Rechtsreferendarinnen dar, die wir 
des Öfteren bitten müssen, bei Ge-
richtsverhandlungen im Zuschauer-
raum Platz zu nehmen, und konkret 
eine Protokollführerin im Amtsgericht 
Charlottenburg. 
Grundsätzlich denke ich, dass ein ‚Lai-
zismus’ für Deutschland kein Thema ist 
– Deutschland ist neutral im Sinne ei-
ner ‚wohlwollenden Neutralität’ und 
sollte dies auch bleiben. Eine ‚offene’ 
Neutralität, wie sie mein Vorredner ge-
fordert hat, hat auf Dauer negative 
Folgen und wirkt letztlich sogar diskri-
minierend, denn sie müsste konse-
quenter Weise, wie vom Erzbischof 
von Canterbury in Großbritannien vor-
geschlagen worden ist, zu unterschied-
lichen Rechtssystemen für unter-
schiedliche Menschengruppen führen. 

 
 
 
 

Diskussion 
Im Anschluss an den Vortrag reagierte 
Felix Ekardt auf die gegen ihn vorge-
brachte Kritik und wies darauf hin, 
dass das Kopftuch eben nicht in den 
Bereich der negativen Religionsfreiheit, 
sondern in den des ‚guten Lebens’ ge-
höre. Dem allerdings widersprach Fritz 
Felgentreu und verteidigte seinen 
Standpunkt, dass es im Rahmen des 
öffentlichen Diensts sehr wohl eine 
Beeinträchtigung der negativen Religi-
onsfreiheit darstelle, wenn eine 
Staatsbedienstete im Umgang mit Bür-
gerinnen und Bürgern ein Kopftuch 
trage. 
Eine Zuhörerin mahnte an, dass es 
auch in Berlin so genannte ‚Anwen-
dungsfälle’ gebe: Da sich die Privat-
wirtschaft diesem Kopftuchverbot an-
passe, würden mittlerweile mehr und 
mehr Mädchen von Lehrstellen ausge-
schlossen. Herr Felgentreu räumte ein, 
dass der öffentliche Dienst eine gewis-
se Vorbildfunktion habe und damit die 
Gefahr von Diskriminierungen real sei. 
Allerdings sei der Ausschluss von einer 
Lehrstelle auf Grund eines Kopftuchs 
nicht erlaubt und auch kein Anwen-
dungsfall des ‚Neutralitätsgesetzes’. 
Felgentreu bot an, bekannt geworde-
nen Einzelfällen in seiner Eigenschaft 
als Abgeordneter nachzugehen. Die 
Zuhörerin meldete sich darauf hin noch 
einmal zu Wort und merkte an, dass 
seitens der EU eigentlich vorgegeben 
worden sei, dass die Beweislast im 
Falle eines Ausschlusses einer Person 
von einer beruflichen Tätigkeit beim 
Arbeitgeber liege. Für den öffentlichen 
Dienst scheine es aber so, als sei dies 
umgekehrt. 
Zwei weitere Nachfragen betrafen den 
Anwendungsbereich des Berliner Ge-
setzes: welche Regelungen es in Be-
zug auf Schöffinnen mit Kopftuch gebe 
(auch hier gilt die Neutralitätspflicht) 
und wie mit jüdischen oder muslimi-
schen Bärten umgegangen werde. Die 
Schöffenfrage habe man, so Felgen-
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treu, diskutiert und sei bisher zu keiner 
Lösung gekommen. Bärte könnten in 
Verbindung mit religiös geprägter Klei-
dung (Kaftan, Pluderhose) unter das 

‚Neutralitätsgesetz’ fallen. Allerdings 
gebe es bisher noch keinen entspre-
chenden Fall. 

 
 
PD Dr. Silke Ruth Laskowski, Uni-
versität Hamburg: Staatliche Neutra-
lität und Geschlechtergerechtigkeit  
Ein Beispiel aus Düsseldorf wirft einen 
interessanten Blick auf die Debatte um 
das Kopftuchverbot: Ein Gericht hat 
entschieden, dass (im Fall einer Sozi-
alarbeiterin) auch eine Baskenmütze 
als Kopftuch zu werten sei. Demnach 
fallen alle Arten von v.a. religiös moti-
vierten Kopfbedeckungen unter ein 
solches Verbot. Allerdings werden 
Nonnen im Habit an staatlichen Pflicht-
schulen in Baden-Württemberg anders 
behandelt: Auch hier gilt ein Verbot, 
was aber in Einzelfällen Ausnahmen 
zulässt.  
Diese Fälle zeigen deutlich, dass eini-
ge Landesgesetzgeber (außer in Ber-
lin) tatsächlich ein lediglich auf das 
Kopftuch gerichtetes Verbot gewollt 
haben, auch wenn dies das Bundes-
verfassungsgericht so nicht erlaubt. 
Dies machen Entscheidungen der 
Landesgerichte nach und nach deut-
lich. 
In der Debatte über Neutralität muss 
zwischen zwei Konzepten unterschie-
den werden, die das Bundesverfas-
sungsgericht den Ländern zur eigenen 
Entscheidung freigestellt hat: 

- ‚vorsorgende’ Neutralität: kommt 
dem Laizismus gleich 

- ‚realitätsnahe’ Neutralität: Plura-
lismus 

Allerdings wies das Gericht auch dar-
auf hin, dass die jeweils präferierte 
Lösung konsequent umgesetzt werden 
müsse, um das Gleichbehandlungsge-
bot der Religionen zu wahren. Und 
eben dies scheint politisch nicht ge-
wollt zu sein. 

Grundsätzlich kann nach dem Gleich-
heitsgebot eine religiöse Freiheit nur 
dann eingeschränkt werden, wenn sie 
mit anderen verfassungsrechtlichen 
Prinzipien in Konflikt gerät. Da dies 
aber im oben beschriebenen Fall des 
Verbots einer Baskenmütze nicht der 
Fall war, muss die Entscheidung aus 
Düsseldorf klar als falsches Judikat 
gekennzeichnet werden. Dieser Fall 
wird nun weiter getragen zum Bundes-
arbeitsgericht und sehr wahrscheinlich 
zum Europäischen Gerichtshof und 
dann wird es spannend: Der Europäi-
sche Gerichtshof wird die deutschen 
Kopftuchverbote prüfen und mit den 
europäischen Anti-Diskriminierungs-
richtlinien abgleichen; die Kommission 
prüft aus gleichem Grund schon seit 
längerem ein Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Deutschland. 
Ein ‚vorsorgendes’ Neutralitätsgesetz 
wie in Berlin stellt sicherlich (im Ge-
gensatz zu Baden-Württemberg) eine 
konsequente Lösung im Sinne des 
Bundesverfassungsgerichts dar: Im 
öffentlichen Dienst sind ohne Ausnah-
men keine religiösen Zeichen erlaubt. 
Allerdings treten dann hier – wie dies 
nach dem vorher gehenden Vortrag 
angesprochen wurde – Probleme mit 
Bärten oder bestimmten Haarfrisuren 
auf. Die Bundeswehr macht auch hier 
Vorschriften, aber diese Art der Neut-
ralität geht doch sehr weit! 
Es läuft also alles auf die ‚Gretchenfra-
ge’ hinaus: Wie religiös soll der staatli-
che bzw. öffentliche Raum sein? Dies 
macht eine Diskussion darüber nötig, 
wie wir hierzulande zusammenleben 
wollen. 
Um dies abschließend zu betonen: 
Freiwillig getragene Kopftücher sind 
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ein Akt der Selbstbestimmung. Dem 
Zwang zum Tragen eines solchen 
steht jedoch die staatliche Schutz-
pflicht entgegen und hier muss der 
Staat durch Anwendung von Polizei-
gewalt, Einrichtung von Anlaufstellen 
usw. Freiheiten eröffnen.  
 

 
 
Diskussion 
Eine Zuhörerin machte darauf auf-
merksam, dass es sich bei dem Düs-
seldorfer Urteil um eine Muslimin han-
delte, die die Baskenmütze trug, nach-

dem sie der Aufforderung, ihr Kopftuch 
abzulegen, nachgekommen war. Silke 
Ruth Laskowski erwiderte, dass der 
Staat – gleich, ob es sich bei dieser 
Baskenmütze um ein Surrogat eines 
Kopftuchs handele oder nicht – diese 
aber nur als Baskenmütze hinnehmen 
und bewerten dürfe. Zudem wirkten 
sich solche Arten der Diskriminierung 
nur auf Frauen aus, was eine Unge-
rechtigkeit darstelle. Der Freiheitsbeg-
riff im Grundgesetz reiche deshalb in 
seiner Bestimmung nicht aus und es 
müsse eine Debatte darüber geführt 
werden, ob die Neutralität des Staats 
‚vorsorgend’ oder ‚realitätsnah’ sein 
solle. 
Eine weitere Zuhörerin wandte gegen 
den Vortrag ein, dass es sich bei jüdi-
schen Kopftüchern anders verhalte, 
denn diese müssten auch von Män-
nern getragen werden. So sei das is-
lamische Kopftuch gesondert zu be-
handeln: Mädchen würden zu einer 
bestimmten religiösen Vorstellung ver-
pflichtet werden. 

 
 
Abschließende Diskussion/‚Letztes Wort’ der Vortragenden des Panel I 
Felix Ekardt betonte abschließend, 
dass die Trennung in ‚Gerechtigkeit’ 
und ‚gutes Leben’ essenziell für libera-
le Gesellschaften sei – eine Demokra-
tie dürfe nicht alles regeln. Das Kopf-
tuch sei in diesem Sinne ein Grenzfall 
und es stelle sich die Frage, ob es für 
mehrere Menschen freiheitsrelevant 
sei. Schließlich sei aber ein liberaler 
Staat immer darauf angewiesen, dass 
seine Bürger/innen Liberalität (im Sin-
ne von Toleranz) lebten und dies kön-
ne nun mal nicht durch Zwang sicher-
gestellt werden. 

 
Fritz Felgentreu verwies nochmals 
darauf, dass im öffentlichen Dienst 
selbstverständlich Kleidungsvorschrif-
ten gemacht werden dürften. In diesem 
Sinne sei zwar eine rechtliche Rege-
lung immer kritisierbar, müsse jedoch 
zunächst in jedem Fall umgesetzt wer-
den. 
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Sabine Berghahn betonte, dass Men-
schenrechte nicht so einfach wegdis-
kutiert werden könnten. Zudem sei im 
europäischen Vergleich auffallend, wie 
besonders in Deutschland der öffentli-
che Dienst als herausgehoben definiert 
werde: Schließlich seien auch Beamte 
im europarechtlichen Sinne Arbeit-
nehmer/innen, und in verschiedenen 
Regelungen zu ihrer Tätigkeit gehe es 
in erster Linie um die Aufgaben, die 

ihre konkrete Arbeit an sie stelle. Auch 
Beamte seien Menschen, die im alltäg-
lichen Miteinander lebten und dies dür-
fe auch sichtbar werden! Berlin habe 
hier eine mustergültig und konsequent 
laizistische Regelung vorgelegt. Letzt-
endlich sei aber auch diese eine ‚Ver-
meidungsstrategie’, denn alles, was zu 
Konflikten führen könne, werde ausge-
schaltet. 
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Panel II: Pro und Contra Kopftuchverbot: Fragen so-
zialer und demokratischer Teilhabe 

 
Kopftuch – Integration – Demokratie – soziale Teilhabe 
Prof. Dr. Birgit Rommelspacher, Alice-Salomon-Fachhochschule Berlin 
 
Laizismus und Integration 
Einige kritische Anmerkungen zur französischen Lösung 
Prof. Dr. Yves Sintomer, Centre Marc Bloch, Berlin/Paris 
 
Rechte religiöser Minderheiten – ein Instrument zu sozialer und demokrati-
scher Teilhabe? 
Prof. Dr. Bernd Ladwig, Freie Universität Berlin 
 
Moderation: Canan Topçu, Frankfurter Rundschau 
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Prof. Dr. Birgit Rommelspacher, Ali-
ce-Salomon-Fachhochschule Berlin: 
Kopftuch - Integration – Demokratie 
– soziale Teilhabe 
Dieser Vortrag wird, in Absprache mit der Referen-
tin, in vollständiger Länge wiedergegeben. 

Was hat sich seit dem Kopftuchurteil 
vor 5 Jahren bis heute in der öffentli-
chen Debatte verändert? Heute wird 
nicht mehr nur über das Kopftuch dis-
kutiert, sondern heute stehen Ehren-
morde, Zwangsheirat oder auch die 
Gewalt muslimischer Jugendlicher im 
Zentrum der Diskussion. D.h. die De-
batte hat sich ausgeweitet und sie ist 
schärfer geworden. Es geht nämlich 
nicht mehr nur um bestimmte Vorfälle, 
sondern um die Frage ob der Islam 
überhaupt in den westlichen Demokra-
tien einen Platz hat. Islamkritische und 
antimuslimische Positionen sind weit 
verbreitet und finden großen Anklang. 
Autorinnen wie Necla Kelek und Sey-
ran Ateş sind in nahezu allen Medien 
präsent und werden mit öffentlicher 
Anerkennung überhäuft. Das ist kein 
Zufall, denn in vielem was sie sagen, 
drücken sie das aus, was die Mehrheit 
der einheimischen deutschen Bevölke-
rung denkt. Deshalb werden sie auch 
hier verstärkt zu Wort kommen.  
Wenn wir uns fragen, warum gerade 
jetzt diese Diskussionen so intensiv 
geführt werden, so denke ich hat das 
u.a. damit zu tun, dass sich die Ein-
wanderung in die BRD strukturell ge-
wandelt hat: Anstelle der ‚klassischen’ 
Arbeitsmigrantinnen bzw. Arbeitsmi-
granten hat sie sich im Wesentlichen 
auf den Familiennachzug verlagert, auf 
Grund des Anwerbestopps in den 
siebziger Jahren. Die Heiratsmigranten 
bzw. -Migrantinnen ersetzten damit 
den klassischen ‚Gastarbeiter’. Zudem 
wachsen heute die Kinder der Einwan-
derinnen bzw. Einwanderer und deren 
Kinder in Deutschland auf, so dass 
sich die Frage der ‚Integration’ mehr 
denn je stellt. Ein weiterer Struktur-
wandel zeigt sich in der Zunahme von 

Fluchtmigration insbesondere aus 
Kriegsgebieten wie dem ehemaligen 
Jugoslawien, Afghanistan, Palästina 
und dem Irak. Damit rücken auch in-
ternationale Konflikte näher. 
D.h. in der Debatte verschränken sich 
nationale und internationale Motive. In 
Bezug auf den nationalen Aspekt kön-
nen wir sagen, dass dies eine Zeit ist, 
in der das Zusammenleben von Men-
schen unterschiedlicher Herkunft zu 
einer nicht mehr zu leugnenden Tatsa-
che geworden ist und nun die Ver-
handlungen über die Partizipations-
chancen der Neu-Bürgerinnen und -
Bürger begonnen haben. Bei diesen 
Aushandlungen geht es primär um den 
Zugang der Minderheitenangehörigen 
zur Bildung, zu Arbeitsmarktchancen, 
zu Fragen ihres politischen Einflusses 
und ihrer öffentlichen Repräsentanz.  
In diesen Auseinandersetzungen spie-
len antimuslimische und islamkritische 
Argumentationen eine große Rolle. Je 
mehr sie sich mit ihrer Behauptung 
durchsetzen, dass die Muslime gar 
nicht oder nur schwer in diese Gesell-
schaft zu integrieren seien, desto mehr 
wird ihnen das Anrecht auf Gleichbe-
handlung streitig gemacht. Das kann 
nur gelingen, wenn die Konflikte um 
materielle und symbolische Interessen 
zu einer Frage der Kultur gemacht wer-
den.  
Im Folgenden möchte ich auf diese 
Mechanismen und Folgen solcher ‚Kul-
turalisierungen’ eingehen – anschlie-
ßend auf das Thema ‚Integration’ am 
Beispiel der Debatte um Parallelgesell-
schaften und schließlich fragen, wel-
che Bedeutung ‚Kultur’ im Kampf um 
Integration hat und welche Perspekti-
ven sich daraus ergeben.   
Ein zentrales Beispiel für eine ‚Kultura-
lisierung’ ist das Thema Gewalt.   
Kulturalisierung 
Die Debatte spitzt sich immer wieder 
vor allem dann zu, wenn Gewalt-
verbrechen wie Ehrenmorde bekannt 
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werden oder wenn von gewalttätigen 
Überfällen berichtet wird, an denen 
‚ausländische’ Jugendliche beteiligt 
sind. Diese Vorfälle sind immer wieder 
erneut Anlass für die Islamkritikerinnen 
auf den gewaltträchtigen Charakter 
des Islam und seine generelle Ten-
denz zur Unterdrückung von Frauen 
hinzuweisen. Ateş ist etwa der Über-
zeugung, dass Zwangsverheiratung 
und Ehrenmorde die impliziten logi-
schen Folgen muslimischer Religiosität 
seien, da im Islam der Einzelne und 
sein Wille nicht viel wert seien: „Allein 
die Gemeinschaft zählt. Ich meine, 
dass dieser absolute Kollektivismus 
bereits die Tendenz zu Menschen-
rechtsverletzungen in sich trägt, dass 
er einen Angriff auf die Würde des 
Menschen und sein Recht auf freie 
Persönlichkeitsentwicklung enthält“ 
(Ateş 2007: 203).  
Tatsächlich ist die Gewalt in türkischen 
Familien gegenüber Frauen höher als 
in deutschen Familien. So zeigt die 
vom  ‚Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend’ in Auf-
trag gegebene, erste repräsentative 
Untersuchung in Deutschland über 
Gewalt gegen Frauen, dass jede dritte 
bis vierte Frau körperlichen und sexu-
ellen Übergriffen ausgesetzt ist. Dabei 
erleben türkische Frauen etwa zwei bis 
dreimal so häufig Gewalt in ihrer Fami-
lie als deutsche. Aber: Auch osteuro-
päische Frauen, die in diesen Ver-
gleich einbezogen wurden, erleben 
mehr Gewalt als deutsche – jedoch 
etwas weniger (20 Prozent) als türki-
sche Frauen (Schröttle 2006). 
Es zeigen sich also deutliche Unter-
schiede bei den verschiedenen Grup-
pierungen. Allerdings ist damit noch 
keineswegs etwas über die Ursachen 
gesagt, denn die Untersuchung zeigt 
auch, dass die türkischen Frauen im 
Vergleich zu den beiden anderen 
Gruppen einen deutlich schlechteren 
Bildungsstand haben, ein sehr viel ge-
ringeres Einkommen und seltener be-

rufstätig sind. Diese Faktoren führen 
zusammen mit den rechtlichen und 
meist auch sprachlichen Einschrän-
kungen dazu, dass sie sehr viel ab-
hängiger von ihrem Ehemann und häu-
fig sozial isolierter sind. Aus der Ge-
waltforschung ist jedoch bekannt, dass 
diese Abhängigkeit und soziale Isolati-
on das größte Risiko für Gewaltan-
wendung ist. D.h. je eigenständiger 
eine Frau ist und je mehr ihr Alternati-
ven zur Verfügung stehen, desto ge-
ringer ist auch die Wahrscheinlichkeit 
von Gewaltanwendung. Zudem ist der 
größte Risikofaktor für familiale Gewalt 
generell – also auch für die Gewalt 
gegenüber Kindern – die geringe Bil-
dung der Mutter. 
Soziale Faktoren wie Bildung, Berufs-
tätigkeit, Familiengröße, soziale Unter-
stützung etc. können also hinreichend 
die Unterschiede in der Gewalterfah-
rung der verglichenen Gruppen erklä-
ren. Zudem ist zu vermuten, dass der 
Faktor ‚Migration’ eine nicht unerhebli-
che Rolle spielt, wie der Vergleich der 
osteuropäischen und türkischen ge-
genüber den deutschen Frauen zeigt.  
Im populären Diskurs wird jedoch der 
Islam für die Gewalt verantwortlich 
gemacht und zum Beleg dafür werden 
entsprechende Suren aus dem Koran 
zitiert. Wäre jedoch die Kultur oder ge-
nauer die Religion dafür verantwortlich 
zu machen, dann fragt sich, warum 
denn in christlichen Familien soviel 
Gewalt ausgeübt wird. Das Christen-
tum nämlich, so erfahren wir etwa von 
Kelek, ist im Unterschied zum Islam 
die ‚Religion der Liebe’. So erklärt sie 
etwa, dass „das Alte Testament wie 
der Koran nur Geschichten von Blut 
und Gewalt" (Kelek 2006a: 193) er-
zählten. Demgegenüber wäre jedoch 
„das Neue Testament eine Botschaft 
der Liebe und Hoffnung" (ebd.). Mit 
dieser Aussage stimmt im Übrigen die 
Mehrheit der Bundesbürger mit ihr ü-
berein (75 Prozent).  
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Demgegenüber heißt es jedoch im Re-
sümee zur Untersuchung zur Gewalt in 
Familien in Deutschland: „Weder lebt 
die Mehrheit der Frauen türkischer 
Herkunft in extrem traditionellen und 
gewaltbelasteten Paarbeziehungen, 
noch die Mehrheit der Frauen deut-
scher Herkunft in modernen, gewalt-
freien, durch eine gleichwertige Aufga-
benteilung geprägte Paarbeziehungen“ 
(Schröttle 2006: 27). Insofern sei, so 
die Forscherin, die gegenwärtige Dis-
kussion durch ‚gefährliche Zerrbilder’ 
und Pauschalisierungen auf der einen 
Seite und Verharmlosungen und Leug-
nungen auf der anderen stark belastet.  
D.h. beim Thema Gewalt in Familien 
gilt es genau hinzuschauen und nicht 
vorschnell die Kultur dafür verantwort-
lich zu machen, will man seriöse Aus-
sagen machen. Demgegenüber schei-
nen die Islamkritikerinnen genau zu 
wissen, wie es in muslimischen Famili-
en zugeht, ohne sich mit den entspre-
chenden Untersuchungen auseinan-
dergesetzt zu haben. So behauptet 
etwa Ateş: „In vielen türkischen und 
kurdischen Familien ist Gewalt die ein-
zige Erziehungsmethode“ (Ateş 2007: 
106). Basis ihrer wie Keleks Aussagen 
sind vornehmlich ihre eigenen Erfah-
rungen und diese stammen in erster 
Linie aus solchen Situationen, in denen 
sich die Gewaltproblematik in extremer 
Form zeigt: Bei Ateş sind es die Erfah-
rungen aus ihrer Anwaltspraxis mit 
Scheidungsfällen, Gewalt und Miss-
brauch in den Familien, bei Kelek ist es 
die Befragung von Männern in Ge-
fängnissen, auf die sich ihre Aussagen 
im Wesentlichen stützen.1 Es werden 
also Extremfälle verallgemeinert und 
diese dann der Kultur bzw. Religion 
zugeschrieben. Dies führt dann zum 
einen dazu, dass soziale Faktoren 
heruntergespielt oder ganz negiert und 
zum anderen, dass die Lebensweise 
der Mehrheitsgesellschaft und die der 
                                                 
1 bei Ayaan Hirsi Ali ist es ihre Tätigkeit als Dolmet-
scherin in Frauenhäuser und Zufluchtswohnungen 
von misshandelten Frauen. 

Minderheiten bis hin zur Unvereinbar-
keit polarisiert werden. 
Solche Kulturalisierungstendenzen fin-
den wir jedoch nicht nur in diesen po-
pulären Argumentationen, sondern 
auch in der seriösen Forschung: So 
konzentriert sich z.B. die ganze For-
schung zum Rechtsextremismus aus-
schließlich auf deutsche Jugendliche.2 
Migrantenjugendliche werden hier nicht 
einbezogen. Sie gelten als ‚Muslime’ 
und ihre Radikalisierungen werden 
dann nur als religiöse verstanden. Das 
ist in Bezug auf türkische Jugendliche 
umso unverständlicher, als z.B. auch 
das Wirken der ‚Grauen Wölfe’ seit 
langem bekannt ist.   
Dasselbe gilt für die große Untersu-
chung, die das Bundesinnenministeri-
um über Muslime in Deutschland in 
Auftrag gegeben hat (Brettfeld/Wetzels 
2007): Hier taucht z.B. die Frage nach 
der politischen Einstellung der Muslime 
und Musliminnen nicht auf. Es wird 
lediglich nach religiösen Einstellungen 
gefragt sowie nach der Zustimmung 
zur Demokratie und nach der Integrati-
onsbereitschaft. Die Muslime/Muslimin-
nen werden hier also als Mitglieder ei-
ner Religionsgemeinschaft und als ei-
ne zu integrierende Minderheit be-
trachtet. Wäre es für eine solche re-
präsentative Studie nicht auch interes-
sant gewesen zu erfahren, welche poli-
tischen Einstellungen diese Bevölke-
rungsgruppe hat? Unvorstellbar wäre 
eine solche Auslassung, hätte das 
‚Bundesministerium des Innern’ eine 
Befragung zur einheimischen deut-
schen Bevölkerung in Auftrag gege-
ben, auch wenn es sich dabei haupt-
sächlich um Christen bzw. Christinnen 
gehandelt hätte. Offensichtlich werden 
die Muslime/Musliminnen in Deutsch-
land primär als Gläubige und nicht 
zugleich auch als politische Staatsbür-
ger/Staatsbürgerinnen wahrgenom-
men. Gleichzeitig jedoch wird ihre Re-
                                                 
2 mit Ausnahme einer früheren Untersuchung, siehe 
Held/Horn/Marvakis 1996. 
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ligiosität als ein Problem der demokra-
tischen Grundordnung d.h. doch als 
ein politisches Problem begriffen.  
Ein Problem, das im Übrigen ganz 
grundsätzlich der Gegenüberstellung 
von dem Islam mit dem Westen inne-
wohnt. Unklar bleibt hier, ob es sich 
um religiöse oder politische Differen-
zen handelt. So war das Attentat von 
9/11 gegen das World Trade Center 
und das Pentagon gerichtet, also die 
Zentren wirtschaftlicher und militäri-
scher Macht, und nicht gegen den Pe-
tersdom in Rom. In der Gegenüberstel-
lung von dem Islam und dem Westen 
werden also politische Probleme ange-
sprochen, jedoch als kulturelle bzw. 
religiöse definiert. In diesem Sinn äh-
nelt die ‚Kulturalisierung’, die wir in den 
Debatten hier erleben, der Argumenta-
tion radikaler Islamisten bzw. Isla-
mistinnen, die ebenfalls politische Dif-
ferenzen zu religiösen erklären.  
Typisch für eine kulturalisierende Ar-
gumentationen in Bezug auf unsere 
Fragestellung ist also, dass das Ver-
halten von Muslimen und Musliminnen 
auf kulturelle Einflüsse zurückgeführt 
wird, während analoge Phänomene im 
christlich geprägten Kontext differen-
ziert analysiert werden, ohne die Kultur 
für dessen Erklärung zu bemühen. Da-
zu folgende Passage von Ateş: „Ge-
walt gegen Frauen ist im Islam erlaubt 
(...). Natürlich gibt es urdeutsche Frau-
en, die von ihren eifersüchtigen Ehe-
männern ähnlich gepeinigt werden. 
Doch in den Fällen, von denen ich 
spreche, paart sich die herkömmliche 
Eifersuchtproblematik, die wir kultur-
übergreifend kennen, mit verinnerlich-
ten kulturellen und traditionellen Ver-
haltensmustern, die zudem religiös 
begründet werden. Das Ergebnis ist 
ein Gewaltpotenzial, das kaum zu 
bändigen ist. Mit rationalen Argumen-
ten kommt man bei diesen Männern 
nicht weiter“ (Ateş 2007: 112). Im Un-
terschied zur kulturell bzw. religiös legi-
timierten Gewalt der Muslime, handelt 

es sich bei den deutschen Männern 
demnach um eine ‚kulturübergreifende’ 
Eifersuchtsproblematik. Hier spielen 
kulturelle Faktoren anscheinend keine 
Rolle. Ist aber die ‚westliche’ Kultur 
nicht auch gewaltfördernd? Gibt es hier 
keine Männlichkeitsbilder, die den Be-
sitz der Frau zur ‚Ehren’-sache ma-
chen? Allein der Blick in das Schau-
fenster einer Videothek kann einen 
schnell eines Besseren belehren. 
Solche einseitigen Zuschreibungen 
haben ganz erhebliche praktische 
Konsequenzen. Wenn wir auf das Bei-
spiel ‚Rechtsextremismusforschung’ 
zurückkommen, dann zeigt sich, dass 
hier die Einstellungen und Verhaltens-
weisen von rechtsextremen deutschen 
Jugendlichen in Forschung und Politik 
in erster Linie psychologisch erklärt 
oder als ein soziales Phänomen ver-
standen werden in dem Sinn, dass die 
Jugendlichen auf Grund familiärer Be-
lastungen und mangelnder beruflicher 
Perspektiven unter Desorientierung 
und Desintegration leiden. Wenn sich 
aber muslimische Jugendliche politisch 
radikalisieren im Sinne eines militanten 
Islamismus, dann wird der Islam und 
es werden die Hassprediger in der Mo-
schee dafür verantwortlich gemacht. 
Die Konsequenzen dieser unterschied-
lichen Sichtweisen sind eklatant: Für 
rechtsextreme deutsche Jugendliche 
werden psychosoziale Beratung und 
pädagogische Jugendprogramme ge-
fordert, während in Bezug auf die Ra-
dikalisierung muslimischer Jugendli-
cher die Bekämpfung des Islam oder 
gar die Ausweisung der Jugendlichen 
aus Deutschland gefordert wird.  
In diesen Zuschreibungen nach dem 
Motto ‚Kultur haben immer nur die An-
deren’ präsentiert sich die Mehrheits-
gesellschaft als das Allgemeine, an 
dem die Anderen gemessen werden. 
Sie werden als Abweichung von der 
Norm, der Normalität konstruiert, womit 
implizit die Aufforderung verbunden ist, 
sich auch dieser Normalität anzupas-
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sen. D.h. ‚Kulturalisierungen’ machen 
nicht nur soziale Faktoren unsichtbar 
und polarisieren die Angehörigen der 
Mehrheit und Minderheiten, sondern 
sie identifizieren die Minderheiten als 
diejenigen, die in erster Linie für mögli-
che Probleme verantwortlich zu ma-
chen sind.  
Das wird nirgends so deutlich wie in 
der Diskussion um so genannte Paral-
lelgesellschaften, bei der es im Grunde 
um die Frage geht, welche Vorstellun-
gen von ‚Integration’ hier gelten sollen.   
Parallelgesellschaft; Welche Integrati-
on? 
Ateş definiert ‚Parallelgesellschaft’ als 
eine Gesellschaft, „die sich als Konkur-
renz und in Abgrenzung zu unserer 
Mehrheitsgesellschaft gebildet hat und 
das erklärte Ziel verfolgt, Strukturen 
der Mehrheitsgesellschaft, die nicht mit 
der eigenen Kultur vereinbar sind, zu 
verändern. Die Mehrheitsgesellschaft 
soll sich den Traditionen und Gewohn-
heiten der Minderheitengesellschaft 
anpassen oder gar unterordnen. Wir 
haben es mit einer sehr starken, 
selbstbewussten und teilweise ausge-
sprochen arroganten muslimischen 
(egal ob praktizierend oder nicht) Ge-
meinschaft zu tun, die sich eine von 
der Mehrheitsgesellschaft unabhängi-
ge Welt mit eigener Legislative, Judika-
tive und Exekutive geschaffen hat. 
Kontakt zu Urdeutschen ist in dieser 
Welt gar nicht mehr nötig und auch 
nicht erwünscht“ (Ateş 2007: 16f). 
Dementsprechend hat auch Kelek ihre 
Zweifel, „dass die in Deutschland 
lebende Türken die Integration wirklich 
wollen. Die meisten lesen keine deut-
schen Zeitungen oder gar deutsche 
Bücher. Die meisten sehen ausschließ-
lich türkisches Fernsehen, kaufen in 
türkischen Läden und haben keine pri-
vate Kontakte. Ihr Lebensraum ist und 
bleibt die Türkei, die anderen tür-
kischen Familien, die Koranschule, der 
Fußballverein, die Teestube und die 
Umma“ (Kelek 2006b: 262). 

Tatsächlich sind es jedoch lediglich 10-
15 Prozent der Muslime und Muslimin-
nen in Deutschland, die nur Zeitungen 
aus ihrem Herkunftsland lesen. Selbst 
wenn man die dazu zählt, die überwie-
gend türkische Zeitungen lesen, sind 
dies 30 Prozent. Von einer Mehrheit 
kann also keine Rede sein. Ebenso 
falsch ist es zu behaupten, die Musli-
me/Musliminnen wollten sich nicht in-
tegrieren. Das Gegenteil ist der Fall: 
Die überwiegende Mehrheit möchte 
sich in die deutsche Gesellschaft integ-
rieren. D.h. z.B. dass sie es vorziehen 
würden in einer gemischten Nachbar-
schaft mit Menschen unterschiedlicher 
ethnischer und religiöser Herkunft zu 
leben (81 Prozent). Lediglich eine Min-
derheit von 15 Prozent bevorzugt eine 
Nachbarschaft mit Mitgliedern der ei-
genen ethnischen und religiösen 
Gruppe (Brettfeld/Wetzels 2007).  
Auch wenn die meisten Muslime/Mus-
liminnen sich in die deutsche Gesell-
schaft integrieren wollen, heißt das 
allerdings nicht, dass sie tatsächlich 
auch integriert sind. Nur bei 10 Prozent 
der muslimischen Bevölkerung finden 
wir eine sehr gute Integration, jedoch 
bei 20 Prozent eine schlechte oder 
sehr schlechte. Die übrigen sind mehr 
oder weniger zufrieden stellend integ-
riert, was daran gemessen wird, wie 
gut und wie häufig sie deutsch spre-
chen, wie viel Kontakte sie zu Deut-
schen in ihrer Freizeit haben oder eben 
auch welche Medien sie in ihrem Alltag 
nutzen (ebd.).  
D.h. ein Großteil der muslimischen 
Einwanderer und Einwanderinnen ist 
schlecht oder unzureichend integriert. 
Von dieser richtigen Beobachtung aus 
schließen nun die Islamkritikerinnen 
auf die Absicht der Muslime, nämlich 
dass sie das selbst auch gar nicht wol-
len. Tatsächlich wünschen sich nicht 
nur die meisten Muslime/Musliminnen 
die Integration, sondern setzen dies 
auch in ihrem Alltag in der Form um, 
dass sie ihre Kinder auf die Integration 
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in dieser Gesellschaft hin erziehen. So 
zeigt eine umfassende Untersuchung 
zu Einwandererfamilien, dass die ‚In-
tegration in die Gesellschaft’ gerade 
auch für türkische Familien ein zentra-
les Erziehungsziel, und insbesondere 
der Wunsch nach sozialem Aufstieg, 
nach Bildung und Integration sehr stark 
ist (Herwatz-Emden 2003). Die For-
scherinnen resümieren ihre Ergebnisse 
folgendermaßen: „Die immer noch an-
zutreffende Annahme, die Eltern-Kind-
Beziehungen in Migrantenfamilien wür-
den sich an der Kultur des Herkunfts-
landes orientieren, muss als falsch zu-
rückgewiesen werden“ (ebd.: 203). 
Allerdings ist dieser Wunsch nicht un-
gebrochen, da die Mehrheitsgesell-
schaft als zurückweisend und bedroh-
lich erlebt wird. So ergibt sich das Di-
lemma, einerseits starke Wünsche 
nach Integration zu haben, gleichzeitig 
aber die Gesellschaft als gefährlich zu 
erleben“ (ebd.). Die Frage ist dem-
nach, ob die Integration nicht vielmehr 
durch die deutsche Gesellschaft ver-
hindert wird. Oder anders gefragt, wol-
len die Deutschen überhaupt die Integ-
ration?  
Mehr als die Hälfte der Deutschen ste-
hen den Muslimen/Musliminnen ableh-
nend gegenüber (Heitmeyer 2005). 
Knapp ein Viertel will, dass der Zuzug 
von Muslimen/Musliminnen nach 
Deutschland grundsätzlich untersagt 
wird. Und diese Ablehnung nimmt in 
den letzten beiden Jahren ständig zu 
(Leibold et al. 2006 und Halms et al. 
2006 in Brettfeld/Wetzels 2007). Bei 
den Jugendlichen sind die antimuslimi-
schen Ressentiments sogar noch stär-
ker ausgeprägt: Über die Hälfte von 
ihnen sind der Auffassung, dass Mus-
lime/Musliminnen das Land verlassen 
sollten, wenn sie sich nicht anpassen 
und 15-20 Prozent der deutschen Ju-
gendlichen müssen als extrem auslän-
derfeindlich bezeichnet werden (ebd.: 
229, 236 und 243). Interessant ist in 
dem Zusammenhang, dass die Musli-
me/Musliminnen die Ablehnung der 

Mehrheitsgesellschaft ziemlich realis-
tisch einschätzen, denn ihre Vermu-
tungen über das Ausmaß der ableh-
nenden Haltung von Seiten der Mehr-
heitsgesellschaft stimmen mit den Be-
fragungsergebnissen weitgehend ü-
berein. 
Die Muslime/Musliminnen sind also 
stärker an der Integration interessiert 
als die Angehörigen der deutschen 
Mehrheitsgesellschaft. So ist etwa der 
Wunsch in einer ethnisch und religiös 
gemischten Nachbarschaft leben zu 
wollen bei ihnen doppelt so hoch wie 
bei den Deutschen (ebd.); genauso ist 
der Wunsch der Muslime/Musliminnen, 
einen Deutschen/eine Deutsche heira-
ten zu wollen, rund doppelt so hoch 
wie umgekehrt (Boos-Nünning/Karaka-
soglu 2005: 242).  
Wir können also in Bezug auf die In-
tegration eine strukturelle Asymmetrie 
in der Beziehung zwischen Mehrheits-
gesellschaft und Angehörigen der mus-
limischen Minderheit feststellen. Diese 
zeigt sich sowohl in Bezug auf den all-
gemeinen Wunsch nach ‚Integration’, 
ebenso wie in Bezug auf den Wunsch 
nach Kontakt und sozialer Nähe wie 
auch in Bezug auf das Interesse am 
anderen. So wollen Muslime/Muslimin-
nen z.B. insgesamt mehr von den 
Christen/Christinnen erfahren als um-
gekehrt (Brettfeld/Wetzels 2007: 275 
und 278).3 
Die Behauptung, die Mehrheit der 
Muslime/Musliminnen wollte sich von 
der Gesellschaft abschotten, wider-
spricht also all diesen Untersuchun-
gen. Vielmehr ist anzunehmen, dass 
die Zurückweisung von Seiten der 
Mehrheitsgesellschaft eine zentrale 
Ursache für die schlechte Integration 
der Muslime/Musliminnen ist. Dafür 
sprechen die zahlreichen Untersu-
chungen, die belegen, dass vor allem 
türkische Muslime/Musliminnen starke 
                                                 
3 Auch das Interesse an der christlichen Religion ist 
bei türkischen Jugendlichen deutlich höher als um-
gekehrt (Brettfeld/Wetzels 2007: 408).  
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Benachteiligungen im Bildungsbereich 
und am Arbeitsplatz zu gewärtigen ha-
ben. Insbesondere ein Kopftuch gilt in 
dem Zusammenhang als eine absolute 
Karrierebremse. Dabei wird Frauen mit 
Migrationshintergrund vielfach generell 
unterstellt, dass sie auf Grund ihres 
Traditionalismus stark an ihre Familie 
gebunden und in ihren beruflichen Ent-
scheidungen von ihren Vätern und E-
hemännern abhängig seien. Sie gelten 
deshalb als wenig flexibel und mit ge-
ringem beruflichem Ehrgeiz ausgestat-
tet (Attia/Marburger 2000; auch Castro 
Varela/Clayton 2003). So haben sich 
die Erwerbschancen für religiöse Mus-
limas in der letzten Zeit dramatisch 
verschlechtert, da das Kopftuchverbot 
im öffentlichen Dienst vielfach auch 
von der Privatwirtschaft übernommen 
wird. Im ‚Tendenzbetrieb’ Kirche und 
den christlichen Wohlfahrtsverbänden, 
den größten Arbeitgeberinnen im psy-
chosozialen Bereich in der BRD galt 
ohnehin schon lange der Ausschluss 
Andersgläubiger bei qualifizierten An-
stellungsverhältnissen.  
In dem Zusammenhang ist interessant, 
dass die Unzufriedenheit der Musli-
me/Musliminnen mit der Mehrheitsge-
sellschaft in Deutschland im europäi-
schen Vergleich am höchsten ist. Hier 
sind doppelt so viele mit Politik und 
Gesellschaft unzufrieden als etwa in 
Dänemark oder Frankreich. Als Ursa-
chen für ihre Unzufriedenheit machen 
sie vor allem schlechte berufliche 
Chancen, eine rechte Politik und die 
Ausländerfeindlichkeit verantwortlich 
(Klausen 2005: 72).  
Eine Reaktion auf diese Erfahrungen 
von Diskriminierung und Ausschluss ist 
in der verstärkten Hinwendung zur Re-
ligion zu sehen. So zeigen eine ganze 
Reihe qualitativer Untersuchungen, 
dass vor allem junge Muslime mit einer 
verstärkten Religiosität einen individu-
ellen Standort zwischen der Tradition 
ihrer Eltern und der Kultur der Auf-
nahmegesellschaft suchen (Karaka-

soglu-Aydin 1998; Nökel 1999a/b; 
Klinkhammer 1999).4 Aber auch bezo-
gen auf die anderen Altersgruppen ist 
die Religiosität bei den Musli-
men/Musliminnen in Deutschland deut-
lich stärker ausgeprägt als bei Angehö-
rigen der christlichen Mehrheitsgesell-
schaft. 85 Prozent der befragten Mus-
lime/Musliminnen verstehen sich als 
gläubig oder sehr gläubig, während nur 
9 Prozent gar nicht beziehungsweise 
kaum religiös sind (Karakasoglu-Aydin 
1998).5  
Das bedeutet jedoch nicht, dass sie 
sich mit ihrer Religiosität außerhalb der 
Gesellschaft stellen wollen. Nach einer 
Untersuchung der Konrad Adenauer 
Stiftung (Jessen/Wilamowitz-Moellen-
dorff 2006) von jungen muslimischen 
Frauen, die ein Kopftuch tragen und 
die sich selbst als sehr religiös verste-
hen, zeigt sich, dass sie in all ihren 
Einstellungen, etwa was die Berufstä-
tigkeit von Frauen anbetrifft oder die 
Bedeutung von Familie oder die politi-
schen Ordnung in der BRD, sich so gut 
wie nicht von vergleichbaren jungen 
deutschen christlichen bzw. säkularen 
Frauen unterschieden. Der einzige Un-
terschied, so resümieren die Forscher, 
                                                 
4  Sie setzen sich meist vom traditionellen Islam 
ihrer Eltern ab, der sich sehr viel mehr an Konventi-
onen orientiert. Sie versuchen eine eigenständige 
Biographie zu entwerfen in einer meist sehr gründli-
chen Auseinandersetzung mit dem Islam, einer 
ausgewählten, überlegten Strategie der Selbstrep-
räsentation und hohem beruflichen Ehrgeiz und 
Leistungsbereitschaft (Nökel 1999a: 200). Mit dem 
Kopftuch machen die ‚Töchter der Gastarbeiter’ ihre 
Zugehörigkeit zu einer Minderheit öffentlich. Sie 
machen ihre Differenz freiwillig sichtbar und wan-
deln so das Stigma in ein Symbol selbstbewusster 
Identität um.  
5 Interessant in dem Zusammenhang ist, dass die 
Religiosität bei türkischen Musliminnen/Muslimen 
nicht abnimmt, je länger sie in Deutschland leben, 
dies bei nicht-türkischen Musliminnen/Muslimen 
jedoch der Fall ist (Nöckel 1999: 18). Dieser Unter-
schied zwischen türkischen und nicht-türkischen 
Muslimen/Musliminnen kann ein Hinweis darauf 
sein, dass das stärkere Festhalten an der Religion 
unter anderem auch eine Reaktion auf Diskriminie-
rung sein könnte, denn türkische Einwanderer bzw. 
Einwanderinnen sind stärkeren Diskriminierungen 
ausgesetzt als andere Menschen mit Migrationshin-
tergrund, selbst wenn sie auch Musli-
me/Musliminnen sind. 
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ist der, dass die Religion für diese 
Frauen eine überragende Rolle spielt. 
Sie ist ihnen sogar wichtiger als die 
Familie.6 Zudem fühlt sich ein Großteil 
von ihnen in Deutschland nicht hei-
misch: „Obwohl die überwiegende 
Mehrheit von ihnen entweder schon 
hier geboren wurde oder schon lange 
hier lebt, ist ihnen Deutschland offen-
bar fremd geblieben. Sie halten sich für 
Angehörige einer diskriminierten Min-
derheit und fühlen sich zurückgesetzt. 
80 Prozent der Teilnehmerinnen sind 
der Ansicht, dass die Türken in 
Deutschland wie Bürger zweiter Klasse 
behandelt werden“ (ebd.: 19).  
Die hohe Religiosität kann also einmal 
als Reaktion auf Ausgrenzung wie 
auch als Ausdruck einer eigenständi-
gen kulturellen Verortung verstanden 
werden. Dabei erwarten diese Musli-
minnen bzw. Muslime die Anerken-
nung der Mehrheitsgesellschaft für ihre 
religiöse Überzeugung. D.h. dass sie 
ihre eigenen Vorstellungen von dem 
haben, was unter ‚Integration’ zu ver-
stehen ist. So stellt auch die große Un-
tersuchung zu Muslimen in Deutsch-
land fest: Bei den Erwachsenen und 
mehr noch bei den jugendlichen Mus-
limen ist eine Einstellung vorherr-
schend, die „auf sozialer Teilhabe in-
sistiert, bei gleichzeitiger Anerkennung 
kultureller Eigenständig- und Andersar-
tigkeit“ (Brettfeld/Wetzels 2007). 
Wenn nun die Islamkritikerinnen be-
haupten, die türkischen Musli-
me/Musliminnen wollten keine Integra-
tion, dann kann das auch damit zu-
sammenhängen, dass sie unter ‚Integ-
ration’ etwas anderes verstehen. Zu-
mindest für Kelek – und hier gibt es 
deutliche Unterschiede zu Ateş – ist 
der Islam mit einer westlichen demo-
kratischen Gesellschaft nicht verein-
                                                 
6 So entscheiden sich junge muslimische Frauen in 
Deutschland vorrangig für das Kopftuch, weil sie 
damit ihrer religiösen Überzeugung Ausdruck ver-
leihen wollen (90 Prozent). Für nahezu alle der 
Befragten (98 Prozent) geschah dies aus eigenem 
Entschluss (Jessen/Wilamowitz-Moellendorff 2006). 

bar. Insofern versteht sie unter ‚Integ-
ration’ die Aufgabe der Religion. Dazu 
sind jedoch die Musliminnen/Muslime 
nicht bereit.  
Insofern muss vor allem die Frage ge-
stellt werden: Was heißt ‚Integration’, 
und was stellen sich die unterschied-
lich Beteiligten darunter vor? 
‚Integration’ umfasst viele verschiede-
ne Ebenen:  

- strukturelle Integration: Parti-
zipationschancen in Bildung 
und Arbeitsmarkt  

- soziale Integration: Kontakte 
zwischen Migranten und Auf-
nahmegesellschaft, Vereine 
aber auch in Partnerschaften  

- Identifikationsdimension: Zu-
gehörigkeitsgefühl, Heimatge-
fühle, Fremdheitsgefühl sowie  

- kulturelle Integration: Sitten, 
Gebräuche Werte und Motive 

Im derzeitigen populären Diskurs hin-
gegen wird ‚Integration’ entweder auf 
die kulturelle Dimension reduziert oder 
aber nahezu ausschließlich zu einem 
Sprachproblem gemacht. Eine solche 
Auffassung wird z.B. auch durch Äuße-
rungen von Ateş nahegelegt, die in 
ihrem Buch über den ‚Multikulti-Irrtum’ 
(2007) schreibt, dass sie als Muslima 
in Deutschland nie Diskriminierung 
erfahren habe, weil sie so gut deutsch 
spreche. Ganz wichtig sei deshalb das 
Erlernen der deutschen Sprache (ebd.: 
242). Diese Fokussierung auf das 
Sprachproblem wird von der Mehr-
heitsgesellschaft gerne aufgegriffen, 
denn dann kann sich die Mehrheitsge-
sellschaft vom Vorwurf der Versäum-
nisse in der Integrationspolitik und von 
antimuslimischem Rassismus freispre-
chen und zugleich den Veränderungs-
druck an die Minderheiten abgeben.7  

                                                 
7 Muslimische Islamkritikerinnen wie Ateş sind dabei 
von ganz besonderem Wert, weil sie diesem Anlie-
gen eine authentische Stimme verleihen. Sie stüt-
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Demgegenüber heißt ‚Integration’ sehr 
viel mehr: Es heißt Aufhebung der Be-
nachteiligung, also Antidiskriminie-
rungspolitik auf allen Ebenen und es 
heißt die Funktion von Fremdheitsdis-
kurse in der Aufrechterhaltung ethni-
scher Hierarchien aufzuzeigen, also 
deutlich zu machen, dass Zuschrei-
bung von Fremdheit eine wesentliche 
Funktion bei der Regulierung von Zu-
gangsrechten und Partizipationschan-
cen hat. Denn hier werden gewisser-
maßen über die ‚neutrale’ Feststellung 
kultureller Differenzen soziale Hierar-
chien legitimiert. Es geht also darum, 
den Zusammenhang zwischen den 
verschiedenen Ebenen zu sehen; zwi-
schen dem, was Pierre Bourdieu ‚kultu-
relles’, ‚soziales’ und ‚ökonomisches 
Kapital’ nennt. D.h. die Aushandlungen 
darüber, wie viel religiöse Pluralität die 
Muslime/Musliminnen der deutschen 
Gesellschaft abringen können, hat 
auch Auswirkungen darauf, wie sehr 
sie im ökonomischen oder politischen 
Bereich sichtbar und hörbar sind. Denn 
die Deutungshoheit über kulturelle An-
gelegenheiten hat auch reale Konse-
quenzen in Bezug auf Gesetzgebung, 
Politik, Medien und Alltagsverhalten. 
Dabei geht es zentral auch um den 
Kampf um ‚symbolische Macht’ (Bour-
dieu 1983), nämlich um die Macht, die 
den Menschen Bedeutung in der Ge-
sellschaft verleiht: Wer ist wichtig und 
anerkannt, wer hat Prestige, wer hat 
das Sagen, wessen Stimme wird ge-
hört und welche wird zum Schweigen 
gebracht?  
Heißt das nun, dass es sich bei diesem 
sog. Kulturkonflikt alleine um einen 
Macht- und Verteilungskonflikt handelt 
und dass die Debatte von Seiten der 
Mehrheitsgesellschaft lediglich zur 
Wahrung ethnischer Privilegierung 
funktionalisiert wird? Ich denke es wä-
re verkürzt, würde man diese Ausei-
nandersetzungen nur auf die Durch-

                                                                       
zen sich auf ihre persönlichen Erfahrungen und 
scheinen deshalb besonders glaubwürdig zu sein.  

setzung unterschiedlicher Interessen 
reduzieren, denn dabei geht es auch 
um ‚Identitätspolitik’, also darum, wie 
und von wem das Selbstverständnis 
dieser Gesellschaft artikuliert wird. In-
sofern spielt auch das, was unter ‚kul-
tureller Integration’ verstanden wird, 
eine eigenständige Rolle. Die Frage 
ist, welche Rolle spielt die Kultur in 
diesen Konflikten?    
Kulturkonflikt  
Wenn wir uns an die empirischen Be-
funde halten, können wir Folgendes 
festhalten:  

- In Bezug auf innerfamiliale 
Gewalt, wie auch Jugendge-
walt generell, kann kein Zu-
sammenhang zwischen mus-
limischer Religiosität und Ge-
walt festgestellt werden. Auch 
wenn muslimische Jugendli-
che höhere Gewaltraten aus-
weisen, dann ist bei Kontrolle 
der sozialen Faktoren wie 
auch bei der Gewalt fördern-
der Männlichkeitsbilder, keine 
Unterschied zwischen anders-
religiösen und säkularen Ju-
gendlichen auszumachen 
(Landeskommission Berlin 
gegen Gewalt 2007). 

- Es kann auch kein erhöhtes 
Radikalisierungspotential bei 
Muslimen/Musliminnen im 
Vergleich zu christlich soziali-
sierten Deutschen festgestellt 
werden und darüber hinaus 
auch kein Zusammenhang 
zwischen islamischer Religio-
sität und Radikalisierung 
(Brettfeld/Wetzels 2007).8  

- Der Integrationswille ist auch 
kein differenzierendes Kriteri-
um zwischen den Kulturen. Er 

                                                 
8 Als ‚radikalisiert’ kann man 10-12 Prozent der 
Muslime/Musliminnen bezeichnen. Das sind Zahlen 
die wir aus der Rechtsextremismusforschung ken-
nen – hier sind es 18 Prozent. 94 Prozent der Be-
fragten Muslime/Musliminnen lehnen Gewalt grund-
sätzlich ab (Brettfeld/Wetzels 2007). 
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ist bei muslimischen Einwan-
dern bzw. Einwanderinnen 
tendenziell höher als bei ver-
gleichbaren Deutschen.  

- Schließlich finden wir auch 
keine Unterschiede zum The-
ma Gleichberechtigung von 
Mann und Frau, wenn wir reli-
giöse Musliminnen mit ihren 
deutschen christlich soziali-
sierten Altersgenossinnen ver-
gleichen.  

Empirisch lassen sich also Unterschie-
de in Bezug auf Gewalt und Ge-
schlechterverhältnis nicht belegen. Die 
einzigen gewichtigen Unterschiede 
zeigen sich in Bezug auf eine deutlich 
stärker ausgeprägte Religiosität auf 
Seiten der Muslime/Musliminnen.  
Für die Mehrheitsgesellschaft ist die 
Tatsache der starken Religiosität der 
Muslime eine Herausforderung aus 
verschiedenen Gründen: 
Einer dieser Gründe ist sicherlich in 
der Unvertrautheit mit der muslimi-
schen Religion zu sehen. Das muslimi-
sche Kopftuch irritiert zunächst einmal 
ebenso wie eine Moschee in einem 
über Jahrhunderte hinweg überwie-
gend christlich geprägten Stadtbild. 
Diese Unvertrautheit kann Ängste mo-
bilisieren, die mit jedem sozialen Wan-
del, mit jeder Neuerung und mit Plura-
lialisierungsprozessen einhergehen. Es 
entstehen Ängste vor dem Verlust des 
Eigenen, selbst wenn man nicht genau 
bestimmen kann, was das gewesen 
sein mag.  
Solche Ängste sind vor allem in einer 
Gesellschaft zu erwarten, die nicht an 
religiöse Pluralität gewöhnt ist. Das gilt 
im Übrigen für alle westeuropäischen 
Nationen wie Jytte Klausen (2006) in 
ihrer international vergleichenden Un-
tersuchung feststellt: „Vom protestanti-
schen Skandinavien über die pluralisti-
schen Niederlande bis zum katholi-
schen Frankreich entzündeten sich 
Kontroversen über religiöse Feiertage, 

Gebetsmöglichkeiten, das Tragen 
muslimischer Kleidung am Arbeits-
platz, die Vergabe von Baugenehmi-
gungen für Moscheen, das Staatsei-
gentum von Friedhöfen, die Besorgnis, 
rituelle Schächtungen verletzten die 
Rechte von Tieren, ferner über die 
seelsorgerische Betreuung von Musli-
men in Gefängnissen und Sozialein-
richtungen, den Religionsunterricht  an 
staatlichen Schulen sowie über Ange-
legenheit des Scheidungs- und des 
Familienrechts“ (Klausen 2006: 15). 
Nach Klausen ist kein westlicher Staat 
säkular im Sinne einer strikten Tren-
nung von Öffentlichkeit und privater 
Sphäre. Es gibt überall enge Bezie-
hungen des Staats zu religiösen Insti-
tutionen und eine christliche Legitima-
tion von Politik. Dabei sind die Unter-
schiede zwischen Ländern mit einer 
‚Staatskirche’ und ‚privilegierten Natio-
nalkirchen’ (Großbritannien Dänemark 
Norwegen, Griechenland und Portugal) 
gering gegenüber den Staaten die sich 
offiziell als ‚säkular’ oder gar als ‚laizis-
tisch’ verstehen (ebd.: 174).9 
Die im Säkularismus postulierte Neut-
ralität des Staats gegenüber allen Re-
ligionen beinhaltet die Förderung der 
christlichen Konfessionen (und des 
Judentums), zielt jedoch nicht auf eine 
prinzipielle Offenheit gegenüber allen 
Religionen. Das wird nirgends so of-
fenkundig wie in dem  Gerichtsurteil 
zum Kopftuchverbot in Baden Würt-
temberg, in dem konstatiert wird, dass 
der Staat ‚neutral’ zu sein, d.h. sich an 
den in der baden-württembergischen 
Verfassung zu Grunde gelegten christ-
lichen Werten zu orientieren habe. 
‚Neutralität’ wird hier mit ‚christlicher 
Orientierung’ gleichgesetzt. Ähnliches 

                                                 
9 Interessant ist, dass diese Debatte so nicht in den 
USA geführt wird. Hier wäre angesichts der Terror-
anschläge von 9/11 dies viel eher zu erwarten ge-
wesen. Patriotismus ja, aber antimuslimischen 
Kampagnen sind weit gehend ausgeblieben; so 
heißt der nächste Präsident möglicherweise mit 
zweitem Namen Hussein.  
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gilt auch für das Urteil zum Kruzifix im 
Klassenzimmer.10  
Das führt zu eklatanten Zurücksetzun-
gen der Muslime/Musliminnen und ei-
ner doppelten Moral, wofür das Kon-
kordat mit dem Vatikan ein aufschluss-
reiches Beispiel ist: So hat das Land 
Brandenburg, das lediglich 3 Prozent 
Katholiken aufweist, vor geraumer Zeit 
mit dem Vatikan ein Konkordat abge-
schlossen. Mit diesem Konkordat ver-
pflichtet sich der Staat, u.a. das Be-
kenntnis der Katholiken, katholische 
Bildungseinrichtungen und Institutio-
nen im Sozialbereich und die katholi-
sche Morallehre zu unterstützen – ob-
wohl sie der bestehenden Rechtslage 
widerspricht. Z.B. ist die Abtreibung 
und Verhütung für Katholiken eine 
Sünde. Dasselbe gilt für Scheidung 
und Wiederverheiratung oder schwul/ 
lesbische Partnerschaften. Der Staat 
muss diese Auffassungen unterstützen 
und darf nur dann eingreifen, wenn sie 
die Grundpfeiler der Gesellschaft exi-
stenziell bedrohen. Das heißt, der 
deutsche Staat in Form des Landes 
Brandenburg (wie auch der anderen 
Bundesländer) verpflichtet sich, die 
Katholiken auch in ihrem Widerstand 
gegen bestehende Gesetzte zu unter-
stützen, vorausgesetzt es geht nicht an 
die Grundfeste des Staates.  
Gleichzeitig wird jedoch die These auf-
rechterhalten, dass dieser Staat ‚säku-
lar’ sei – also allen Religionen gegen-
über neutral. Der ‚Säkularismus’ ist ein 
elementarer Bestandteil des staatli-
chen Selbstverständnisses und gilt 
darüber hinaus auch als Vorausset-
zung der Moderne. Die Idee von Fort-

                                                 
10 Im Artikel 4 des Grundgesetzes wird zwar die 
Neutralität des Staats in Glaubensfragen vorge-
schrieben, jedoch zieht der deutsche Staat die Kir-
chensteuer ein, unterstützt christliche Kindertage-
stätten, Schulen, Krankenhäuser und Bildungsstät-
ten, Vertreter der Kirchen sind in Regierungsaus-
schüssen und Rundfunkräten vertreten, in der Schu-
le wird Religionsunterricht an angeboten und christ-
liche Theologen/Theologinnen werden an staatli-
chen Universitäten ausgebildet. 
 

schritt wird mit Religionsferne ver-
knüpft (je weniger religiös, desto mo-
derner). Allein ein Blick in die USA 
zeigt, dass dies mehr Ideologie ist als 
Wirklichkeit. Das bedeutet jedoch, 
dass die Forderung der Muslime/-
Musliminnen nach Gleichberechtigung 
dieses Selbstbild in Frage stellt und 
eine neue Bestimmung dessen einfor-
dert, was ‚Säkularismus’ in dieser Ge-
sellschaft bedeuten kann.  
Speziell in Deutschland spielt noch 
eine große Rolle, dass das nationale 
Selbstverständnis von der National-
gründung in den 70er Jahren des 19. 
Jahrhunderts an zentral von der Vor-
stellung einer ethnischen und religiö-
sen Homogenität inspiriert war. Es be-
gann mit dem Kampf gegen äußere 
und innere Feinde, einem Kulturkampf 
Bismarcks gegen die Katholiken, aber 
vor allem auch mit dem Kampf gegen 
die Juden als dem ‚inneren Feind’, was 
wie wir wissen, zu einer über Jahr-
zehnte anhaltenden Diskriminierung 
und schließlich zu ihrer Vertreibung 
und Ermordung führte.  
Das bedeutet also auch, dass Fragen 
kultureller und religiöser Heterogenität 
in dieser Auseinandersetzung durch-
aus eine Rolle spielen, denn die kultu-
relle Entfremdung, die viele Angehöri-
ge der Mehrheitsgesellschaft beklagen, 
hat ihre Wurzeln auch in einer Traditi-
on, die den Umgang mit Pluralität – vor 
allem einer religiösen – nicht gewohnt 
ist und die in ihrer politischen Kultur 
das Streben nach ethnischer Homoge-
nität seit Jahrhunderten fest verankert 
hat. Insofern erfordert ‚kulturelle Integ-
ration’ von Seiten der Mehrheitsgesell-
schaft ein Hinterfragen dieser Traditio-
nen.  
Auf Seiten religiöser Musliminnen/ 
Muslime heißt dies ebenfalls, die eige-
nen Traditionen zu hinterfragen, näm-
lich in wie weit sie einer friedlichen Ko-
existenz mit anderen Religionen in ei-
nem nicht-muslimischen Staat förder-
lich bzw. hinderlich sind. Es geht um 
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Fragen des Bezugs zur Politik, der ei-
genen Rechtsauffassungen wie der 
kritischen Auseinandersetzung mit Ra-
dikalisierungstendenzen. So sind die 
meisten der muslimischen Eliten in 
Europa, nach der Untersuchung von 
Klausen (2006), sich darin einig, dass 
in den muslimischen Gemeinden eine 
‚neue Linie’ durchzusetzen sei. Das 
beinhaltet vor allem, sich dem jeweili-
gen Gastland gegenüber stärker zu 
öffnen und zugleich den Bezug zur 
globalen muslimische Einheit herzu-
stellen. Zudem wird eine Intensivierung 
der wissenschaftlichen Beschäftigung 
mit dem Islam und eine Professionali-
sierung der Imame gefordert. Dabei ist 
das zentrale Problem, dass die meis-
ten Imame aus der Türkei oder aus 
Saudi-Arabien stammen. Sie kennen 
die Lebenssituation in den westeuropä-
ischen Gesellschaften nicht, beherr-
schen oft nicht einmal die Sprache und 
sind oft nicht besonders gut ausgebil-
det. Damit werden vielfach rigide For-
men der Religionsausübung, Abschot-
tungen von der Gesellschaft und Radi-
kalisierungstendenzen unterstützt. 
Wir können also in Bezug auf die reli-
giös geprägten kulturellen Auseinan-
dersetzungen zusammenfassen: 
Bedrohungs- und Entfremdungsgefüh-
le sind ernst zu nehmen. Es ist not-
wendig, sich gegenseitig vertraut ma-
chen, in den Dialog zu treten und ge-
meinsame Positionen auszuhandeln. 
So gibt es auch inzwischen zahlreiche 
Kommunen, in denen auf Grund einer 
intensiven Auseinandersetzung mit 
allen Beteiligten der Moscheebau ak-
zeptiert wurde oder es gibt auch Re-
formen in Institutionen, in denen die 
ethnische Pluralität als eine produktive 
Perspektive in das Selbstverständnis 
integriert wurde im Sinne einer interkul-
turellen Öffnung oder auch eines ‚Di-
versity-Managements’.  
Dies ist nur möglich, wenn die Voraus-
setzungen mitreflektiert werden, d.h. 
wenn auf beiden Seiten bewusst wird, 

welche Selbstverständlichkeiten auf 
Grund der eigenen Traditionen eine 
solche Kommunikation vorprägen, aber 
auch, dass in der Regel solche Kom-
munikation in eine asymmetrische 
Struktur eingebettet ist, in der die An-
gehörigen der Mehrheitsgesellschaft 
die Kommunikationsregeln, Themen 
und Ziele bestimmen. Werden diese 
Bedingungen jedoch bewusst, kann 
dem entgegengesteuert werden, denn 
das Bewusstsein über die unterschied-
lichen Voraussetzungen ist die erste 
Gemeinsamkeit, auf deren Basis eine 
gegenseitige Verständigung möglich 
ist. 
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Prof. Dr. Yves Sintomer, Centre 
Marc Bloch, Berlin/Paris: Laizismus 
und Integration. Einige kritische 
Anmerkungen zur französischen 
Lösung 
In Frankreich gibt es seit 1989 eine 
Debatte um das Tragen religiöser 
Symbole in der Öffentlichkeit. Damals 
wurde vom Conseil d’État Schülerin-
nen das Kopftuch erlaubt, allerdings 
sollten diese nicht ostentativ und ohne 
missionarischen Anspruch sowie ohne 
Erregung öffentlichen Ärgernisses ge-
tragen werden. Seitdem kommt es im-
mer wieder zum Ausschluss von Schü-
lerinnen beispielsweise aus dem 
Sportunterricht und die Debatte ver-
schärfte sich, nachdem 2001 der Islam 
als feindlich erklärt wurde. 2004 
schließlich erging ein komplettes Ver-
bot für das Tragen religiöse Symbole in 
der Schule, nachdem eine unabhängi-
ge Expertenkommission unter Leitung 
von Bernard Stasi (‚Stasi-Kommission’) 
dies befürwortet hatte. Dieses Verbot 
traf vor allem Schülerinnen, da im lai-
zistischen Frankreich eine Kopftuch 
tragende Lehrerin nie zur Debatte 
stand. Grundsätzlich wurden alle Arten 
der religiösen Kopfbedeckung verbo-
ten, worunter neben Musliminnen vor 
allem Sikhs zu leiden haben. Angehö-
rige christlicher Religionen (zum Bei-
spiel mit einem großen Kreuz als Ket-
tenanhänger) oder des Judentums 
(Kippa) wurden tatsächlich bislang von 
dem Verbot nicht erfasst. 
Vor allem vier Argumente stützen die-
ses Verbot: 

- Laizität: seit den 1990er Jahren 
schien einigen Befürwortern und 
Befürworterinnen des Verbots 
religiöser Symbole im öffentli-
chen Raum die bis dahin prakti-
zierte ‚leichte’ Version der Laizi-
tät (keine anti-religiöse Staats-
propaganda) nicht mehr auszu-
reichen. Sie sollte durch eine 
‚kämpferische’ Laizität (Propa-
ganda gegen die Religion, auch 

gegen das Christentum) ersetzt 
und die Schule als öffentlicher 
Raum jenseits aller Religionen 
definiert werden. 

- Gleichheit zwischen Männern 
und Frauen: Das Kopftuch als 
ein sexistisches Symbol zu deu-
ten, war eine wichtige Strategie, 
um die öffentliche Meinung für 
ein Verbot religiöser Symbole zu 
gewinnen. Allerdings drängen 
sich hier einige Fragen auf: Soll-
te dieses Verbot nur in öffentli-
chen Schulen gelten? Oder nur 
in den ‚Banlieu’ (Vorstädten)? 
Welche Rolle sollte dieser 
Gleichberechtigungsgrundsatz 
für die Werbung spielen? Ist ein 
Verbot das richtige Instrument, 
um die Gleichberechtigung zwi-
schen Frauen und Männern zu 
fördern?  

- Islamismus als politischer Feind: 
Um die Glaubwürdigkeit des 
Gleichberechtigungsarguments 
zu unterstreichen, wurde die 
Debatte vor allem darauf zuge-
spitzt, dass es sich bei dem 
Kopftuch um eine Strategie von 
Islamisten handele, um die fran-
zösische Gesellschaft zu unter-
minieren. 

- Rassismus: Das Kopftuchverbot 
wurde schließlich als Mittel ein-
gesetzt, um die weitere Immig-
ration von Musliminnen und 
Muslimen zu verhindern bzw. 
um eine klare Grenze zwischen 
Migranten/Migrantinnen und 
Franzosen/Französinnen zu 
ziehen. 

Tatsächlich zeigt sich also, dass durch 
dieses Verbot Musliminnen und Musli-
me korporativ diskriminiert werden. 
Zudem sind bis heute in der öffentli-
chen Debatte Kopftuchträgerinnen 
nicht präsent. Auch die ‚Stasi-Kom-
mission’ vermied es fast bis zum Ende 
des Schreibens ihres Berichts, Ge-
spräche mit Trägerinnen des islami-
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schen Kopftuchs zu suchen - mit dem 
Argument, dass diese nicht frei und für 
sich selbst sprechen könnten. Dieses 
koloniale Denken (welches den koloni-
alisierten Subjekten eine eigene Stim-
me versagt) zeigt sich ebenso in der 
Diskrepanz zwischen soziologi-
schen/historischen Untersuchungen 
einerseits und der öffentlichen Debatte 
andererseits: Die Hinweise, dass ein 
Kopftuch aus vielfältigen Motiven her-
aus bzw. auch – im Sinne Michel Fou-
caults – als ‚Gegenpraxis’ in einer 
patriarchalen Gesellschaft getragen 
werden kann, werden dabei überhört. 
In diesem radikalen Sinn ist eine ‚leich-
te’ Laizität bzw. ‚aktive Neutralität’ wie 
in Deutschland für den französischen 
Kontext undenkbar. 

 
 
 
 
 
 
 

Diskussion 
Eine Zuhörerin bemerkte im Anschluss 
an den Vortrag, dass es in Frankreich 
aber doch auch viele Kopftuchgegne-
rinnen gebe, die selbst einen muslimi-
schen Hintergrund hätten (beispiels-
weise die Gruppe ‚Ni putes ni soumi-
ses’). Daher könne der Eindruck einer 
Opposition von Musliminnen/Muslimen 
auf der einen und französischem Staat 
auf der anderen Seite, den der Vortrag 
geweckt habe, nicht so stehen gelas-
sen werden. Yves Sintomer hielt dage-
gen, dass seiner Meinung nach diese 
(muslimischen) Gruppen keine oder 
nur eine sehr geringe Basis in den 
französischen ‚Banlieus’ hätten und 
somit nicht als repräsentativ für alle 
Muslime/Musliminnen gelten könnten.
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Prof. Dr. Bernd Ladwig, Freie Uni-
versität Berlin: Rechte religiöser 
Minderheiten – ein Instrument zu 
sozialer und demokratischer Teilha-
be? 
Das Problem, ob Rechte ein Instru-
ment zur Teilhabe darstellen, ist Fra-
gen von Menschenrechten, Gerechtig-
keit und Hintergrundvermutungen über 
die Empirie grundsätzlich nachgeord-
net.  
An dieser Stelle sei darauf hingewie-
sen, dass Menschen wie Necla Kelek 
nicht allein als instrumentalisierte Pro-
dukte der Medien dargestellt werden 
sollten – in erster Linie sind sie in 
höchstem Maße und unter dem Risiko 
für ihr eigenes Leben selbstreflektiv 
über ihr eigenes Millieu! 
Rechte können in drei Dichotomien im 
Hinblick auf ihre Reichweite unter-
schieden werden: 

- positivierte bzw. gesetzgeberi-
sche Rechte (juristisch garan-
tierte Rechte) versus moralische 
Rechte (diese beinhalten Ach-
tung, Rücksicht etc. gegenüber 
anderen und stehen teilweise 
dem positiven Recht gegen-
über) 

- Rechte von Individuen versus 
Rechte von Körperschaften 

- Privilegien versus gleiche Rech-
te 

Dabei müssen drei Dinge unterschie-
den werden: 

- Moralische Rechte können nur 
Individuen haben, allerdings 
können diese auch in Form von 
Mitgliederrechten in einer Ge-
meinschaft bestehen (da Men-
schen ja soziale Wesen sind). 

- Grundsätzlich besteht aber das 
Gebot des gleichen Rechts für 
jeden, denn moralisch betrach-
tet sind alle gleich wertvoll. 

- Schließlich können Menschen 
aber faktisch ungleiche Rechte 
haben, beispielsweise weil eini-
ge bedürftig, gefährdet o.ä sind. 

Um Gerechtigkeit zu erlangen ist es 
deshalb geboten, alle als einen Glei-
chen/eine Gleiche, jedoch nicht unbe-
dingt gleich, zu behandeln und so kann 
es auch notwendig sein, von einer 
gleichen Behandlung aller abzuwei-
chen. 
Die Neutralität des Staats ist aus die-
sem Grund daraus abgeleitet, alle mit 
gleicher Achtung und Rücksicht zu be-
handeln. Dies ist in relativen/nor-
mativen (wie religiösen) Fragen immer 
sensibel: Wer einer Religion anhängt, 
für den hat sie (jedoch nie alleine!) ei-
ne identitäre Bedeutung. Zudem ist 
Religion ein primordiales (= von erster 
Ordnung, ursprüngliches, grundlegen-
des) Merkmal und daher wäre es umso 
unfairer, Menschen dafür ungleich zu 
behandeln. Daraus ergibt sich eine 
normative Konsequenz: In Glaubens-
fragen ist der Zwang zur Assimilation 
besonders schwerwiegend, da er ge-
gen das Gebot der gleichen Achtung 
und Behandlung verstößt! Ebenso 
kommt eine Assimilation der Anpas-
sung von Minderheiten an vorpolitische 
Merkmale der Mehrheit gleich und 
stellt so eine unfaire Zumutung dar.  
So müssen universalistische Grund-
sätze in liberalen Demokratien unbe-
dingt Anerkennung finden: Auch die 
Vorraussetzung der Beteiligung von 
Bürgerinnen und Bürgern lässt sich 
nicht, abgesehen von einem techni-
schen Minimalniveau der Teilnahmefä-
higkeit (Kenntnisse des Rechtssys-
tems, der Sprache etc.), rechtlich er-
zwingen.  
Aus diesen Ausführungen ergeben 
sich abschließend vier Thesen: 

- Wenn der Staat in Bezug auf 
vorpolitische Merkmale Partei 
ergreift, dann missachtet er das 
Gebot der gleichen Behandlung 
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und Rücksichtnahme und han-
delt deshalb ungerecht. 

- Keine Gemeinschaft kann neut-
ral sein. 

- Daraus folgt normativ: Eine blo-
ße normative Pflicht zur Gleich-
behandlung reicht nicht aus – 
wenn Minderheiten in geprägte 
Mehrheiten kommen, dann stellt 
es für sie eine besondere Härte 
dar, hier zu leben und eine 
Gleichbehandlung wäre un-
gerecht. 

- Es ist ein Gebot der Gerechtig-
keit, dass der Staat religiöse 
Symbole in der Öffentlichkeit 
dulden muss, die ‚offene Neut-
ralität’ ist der Laizität somit über-
legen! 

Wenn Ungleichbehandlungen erfolgen, 
so muss sich der Staat immer fragen: 
Welche Konsequenzen hat dies für die 
konkreten Lebensbedingungen? Wel-
che Konsequenzen hat dies für das 
Mittragen der Gemeinschaft? Was för-
dert die technischen Mindestanforde-
rungen? 
Es geht also darum, pragmatische 
Entscheidungen zu treffen! 

 
Diskussion 
Die Diskussion zu diesem Vortrag ging 
(aus Zeitgründen) in der allgemeinen 
Abschlussrunde der Vortragenden auf.
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Abschließende Diskussion/‚Letztes 
Wort’ der Vortragenden des Panel II 
Birgit Rommelspacher setzte sich mit 
dem Vorwurf von Bernd Ladwig aus-
einander, Necla Kelek und andere 
nicht entsprechend ihrer Leistungen im 
Kampf gegen Gewalt und Unterdrü-
ckung zu würdigen: Nicht alles, was 
hier in der öffentlichen Debatte ge-
schehe, sei falsch. Zweifellos sei es 
wichtig und verdienstvoll, auf Miss-
stände wie Zwangsehen und familiale 
Gewalt aufmerksam zu machen. Wenn 
sich diese Anliegen allerdings zentral 
auf antimuslimische Argumentationen 
stützt, so werde es kontraproduktiv, 
weil damit die Abwehr gegen die Mus-
lime/Musliminnen in der Gesellschaft 
gestärkt und diese nicht integriert son-
dern noch mehr ausgegrenzt würden. 
Diese Argumentationen seien folglich 
nicht aufklärerisch, sondern stützten 
mit ihren Pauschalisierungen vielfach 
die Ressentiments der Mehrheit und 
gäben ihnen eine ‚authentische Stim-
me’.  

 
Bernd Ladwig gab seiner Vorrednerin 
insofern recht, als dass es ein Fehler 
dieser Autorinnen sei, fundamentalis-
tisch zu argumentieren in der Art, dass 
der Islam so und so sei. Seit der isla-
mischen Revolution in Iran aber habe 
sich deren Modell als identitäre Ge-
genbewegung etabliert, und nun müss-
ten es Musliminnen und Muslime ler-
nen religiöse Identitäten mit anderen 
auszubalancieren. Trotzdem könne 
nicht verkannt werden, dass es seit 

2001 eine anti-islamische Disposition 
in der Mehrheitsgesellschaft gebe. 

 
Canan Topçu warf an dieser Stelle 
ein, dass es bereits vor 2001 Feind-
lichkeiten gegenüber Musliminnen und 
Muslimen gegeben habe. 

 
Yves Sintomer versuchte abschlie-
ßend, die Debatte zusammenzufassen. 
Zwei Dimensionen seien in Bezug auf 
das Kopftuch entscheidend: zum einen 
Religion (Muslime/Musliminnen werden 
diskriminiert) und zum anderen Gender 
(Frauen werden in der Gesellschaft 
ungleich behandelt). Diese Dimensio-
nen zusammenzubringen, sei keine 
einfache Sache. Des Weiteren mange-
le es seitens des Staates an pragmati-
schen Ideen, diese Ungleichheiten zu 
beseitigen. Vor allem sei aber hier ein 
Kopftuchverbot prinzipiell nicht gebo-
ten!
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Podiumsdiskussion: (Rechts-) Politische Schritte zu 
besseren Perspektiven der Integration? 

 
 
Günter Piening, Beauftragter für Integration und Migration des Landes Berlin 
Ayten Kiliçarslan, Leiterin des muslimischen Frauenbildungswerks im BFmF Köln 
Canan Topcu, Frankfurter Rundschau 
Petra Rostock, Mitarbeiterin im EU-Forschungsprojekt VEIL 
 
Moderation: Alfred Eichhorn, Inforadio rbb 
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Alfred Eichhorn: Zitat Canan Topçu 
aus ‚Der Spiegel’ (2/2008): „Nach Aus-
landsreisen freue ich mich jedes Mal 
auf die Rückkehr nach Deutschland; 
ich wandere gern im Rheingau und 
entspanne mich bei Cello-Sonaten von 
Bach. Ich kann Christbäume schmü-
cken und Weihnachtslieder singen; ich 
habe mich als Köchin von Kartoffelklö-
ßen und Sauerbraten bewährt; ich hat-
te gedacht, hier kein Fremdkörper 
mehr zu sein“.  
Sind Sie doch ein ‚Fremdkörper’? Ich 
erinnere mich zudem, dass Ihre öffent-
liche Aussage: „Ja, ich bin eine Musli-
min“ viele erschreckt hat: „Wenn die 
Topçu das schon so sagt“, dachten 
viele, „dann scheint die Zwangssituati-
on ja groß zu sein“! 
 
Canan Topçu:  
Erst gestern hatte ich ein interessantes 
Erlebnis beim Mittagessen in Paris. 
Eine Wissenschaftlerin aus Deutsch-
land fragte mich, woher ich komme 
und kommentierte meinen Lebensweg 
mit der Feststellung, ich hätte eine ‚er-
folgreiche Migrationsbiografie’. Hier 
wurde mir deutlich gezeigt, dass ich 
einen ‚Fremdkörper’ in der deutschen 
Gesellschaft darstelle. Ich für meinen 
Teil denke dies aber nicht! Was mich 
allerdings erschreckt ist, dass ich mich 
mehr und mehr in der Situation wieder-
finde, in der ich für die Muslime das 
Wort ergreife. Das hätte ich früher nie 
getan, sondern wäre um eine neutrale 
Berichterstattung bemüht gewesen. 
Dieses Phänomen habe ich zum ers-
ten Mal im Zusammenhang mit dem 
Streit um den Moscheebau in Frankfurt 
bemerkt. 
 
Petra Rostock: 
Frau Topçu, welche konkreten Schritte 
sehen Sie denn hier für eine Integrati-
on bzw. halten Sie Integration über-
haupt für möglich? 

 
 
Canan Topçu: 
Ich denke, es ist in erster Linie wichtig, 
Jugendliche zu erreichen. Die älteren 
Menschen, die seit langem hier leben, 
die sollte man eher in Ruhe lassen, die 
haben genug Sorgen. Aber die Jugend 
ist hier die Zukunft. Dabei denke ich an 
Möglichkeiten, die Staatsbürgerschaft 
zu bekommen, aber auch an die Berei-
che Schule und Arbeitsleben. Muslimi-
sche Jugendliche werden stigmatisiert, 
auch von Lehrern und Lehrerinnen. 
Also auch in der Lehrer/innen-
Ausbildung muss ‚Integration’ ein 
Thema sein. 
 
Alfred Eichhorn: Frau Kiliçarslan, Sie 
sind Mitglied der Islamkonferenz – wie 
viele Kopftücher gibt es dort? Eines? 
 
Ayten Kiliçarslan: 
Nun, ich bin die einzige Kopftuchträge-
rin in diesem Gremium, stehe aber e-
her auf Seiten derer, die eine säkulare 
Position vertreten. Ich komme aus dem 
Bereich der Frauenarbeit und übe hier 
zwei Tätigkeiten aus: Zum einen bin 
ich Leiterin des Muslimischen Frauen-
bildungswerks Köln, in dem wir durch 
Bildungsangebote, Beratung, Begeg-
nungsmöglichkeiten usw. muslimi-
schen Frauen zur Seite stehen. Vor 
allem Bildung ist wichtig, um den Frau-
en Perspektiven zu eröffnen. Gleich-
zeitig bieten wir muslimischen Frauen 
eine Arbeitsstelle – viele, die bei uns 
arbeiten, sind Akademikerinnen, die 
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sonst keine Arbeit finden würden. In 
meiner zweiten Tätigkeit bin ich Migra-
tionserstberaterin, auch hier berate ich 
vor allem Frauen. Hier spielt das The-
ma Zwangsheirat zwar eine Rolle, aber 
keine so große – von den 265 Fällen, 
die ich zur Zeit betreue, sind nur weni-
ge dabei. Das Thema innerfamiliäre 
Gewalt ist da bedeutsamer – momen-
tan, würde ich sagen, trifft das auf 30 
Prozent der Fälle zu. Aber hier muss 
man sehr aufpassen und nicht kultura-
lisieren, denn die Gewalt hängt vor 
allem mit der sozialen Situation der 
betroffenen Familien zusammen.  
 
Alfred Eichhorn: Wären solche Fort-
bildungen, wie Sie sie anbieten, auch 
für Männer denkbar? 
 
Ayten Kiliçarslan:  
Unsere Fortbildungen sind für Männer 
offen, sie nehmen die Angebote in der 
Regel aber nicht wahr. Es ist nicht 
leicht, die Männer zu erreichen. 
 
Alfred Eichhorn: Sie haben eine Zeit 
lang in den USA gelebt…. 
 
Ayten Kiliçarslan:  
Gelebt? Ich war für einen Studienauf-
enthalt für sehr kurze Zeit in den USA. 
Dabei habe ich viel über Migrationspo-
litik gelernt: Deren Politik, Prinzipien, 
die ganze Herangehensweise an das 
Thema Migration sieht in den USA 
deutlich anders aus. Es wird viel prag-
matischer versucht, die Menschen zu 
erreichen. Ein Beispiel: In Deutschland 
heißt es: „Lerne Deutsch“! In den USA 
dagegen: „Lerne Englisch, um Chan-
cen zu haben“! Diese Sichtweise sollte 
man nach Deutschland holen. 
 
Alfred Eichhorn: Frau Rostock, Sie 
sind Mitarbeiterin im Forschungspro-

jekt VEIL und beschäftigen sich wis-
senschaftlich mit der Kopftuchdebatte. 
Hat sich nach 9/11 der Ton verschärft? 
 
Petra Rostock: 
Meine Vermutung ist, dass 9/11 den 
Islam in den Köpfen vieler Menschen 
zu einer stärkeren Bedrohung hat wer-
den lassen: Angst erzeugt weitere 
Ängste! Die Wahrnehmungsverschie-
bung von ‚Ausländern’ zu ‚Muslimen’ 
begann aber schon in den 90ern. 
 
Alfred Eichhorn: Warum dann die 
Kopftuchdebatte gerade jetzt? 
 
Petra Rostock: 
Auf alle Fälle hat die Debatte wenig mit 
der Türkei und deren Diskussion um 
das Kopftuch zu tun. Es geht bei der 
Kopftuchdebatte eher um eine nationa-
le Selbstverständigungsdebatte: Mit 
der Einsicht, dass Deutschland ein 
Einwanderungsland ist, muss nun neu 
definiert werden, was dabei das Eige-
ne ist. 
 
Canan Topçu: 
Es hat sich aber auch in den letzten 15 
bis 20 Jahren visuell etwas verändert: 
Man sieht auf der Straße mehr Kopftü-
cher, obwohl sich die Anzahl der Mus-
liminnen und Muslime nicht erhöht hat. 
Die Religiosität wird in Deutschland 
jetzt stärker gelebt. 
 
Ayten Kiliçarslan:  
Das Zentrum für Türkeistudien sagt, 
dass von den etwa 17.500 türkischen 
Studentinnen in Deutschland etwa die 
Hälfte ein Kopftuch trägt. Nilüfer Göle 
hat für die Türkei einmal gesagt, dass 
das Kopftuch ein Ausdruck von Mo-
dernität sei. Und auch hier bei uns 
kommt erst in der zweiten oder dritten 
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Generation die Auseinandersetzung 
mit Europa, der Moderne usw., vorher 
bestanden die Migrantinnen vor allem 
aus bildungsfernen Arbeitnehmerin-
nen. So ist das Kopftuch auch hier ein 
recht modernes Phänomen. 
 
Günter Piening: 
Ich habe erst vor kurzem Fotos aus 
dem Kreuzberg der 70er in der Hand 
gehabt. Da sieht man viele Kopftücher! 
Der Unterschied zu heute ist, dass 
man es damals als Unterschichtsphä-
nomen hingenommen hat. Heute sitzt 
das Kopftuch aber auch auf anderen 
Köpfen und signalisiert: Muslime wol-
len ihren selbstverständlichen Platz in 
der Gesellschaft. Es sind zwei Dinge 
wichtig: Wir brauchen einen Dialog, um 
Ängste in der deutschen Mehrheitsge-
sellschaft abzubauen und wir müssen 
weniger über ‚Integration’ und mehr 
über Sachthemen diskutieren wie Bil-
dung, Partizipation etc. 
 
Alfred Eichhorn: Herr Piening, Sie 
sind das, was früher einmal ein ‚Aus-
länderbeauftragter’ war. Für wen sind 
Sie denn nun zuständig? 
 
Günter Piening: 
Ich bin zuständig für 100 Prozent der 
Bevölkerung, denn Integrationspolitik 
betrifft Einwanderer und Alteingeses-
sene und beschäftigt darum alle Res-
sorts. Der Migrationsbeauftragte ist 
eine Art Koordinationsstelle. In Berlin 
leben Menschen aus 180 Nationen, 
etwa 25 Prozent haben das, was man 
‚Migrationshintergrund’ nennt, in den 
nächsten Jahren werden das etwa 50 
Prozent der unter 18-Jährigen sein. 
Wir reden also schon längst nicht mehr 
über eine kleine Minderheit. 
 
Alfred Eichhorn: Wie ist denn die Ber-
liner Position zum Kopftuch? 

 
 
Günter Piening: 
Vor vier Jahren haben wir ein Gesetz 
vorgelegt, das explizit kein ‚Kopftuch-
gesetz’ ist, sondern alle religiösen 
Symbole in eng definierten Bereichen 
des öffentlichen Diensts – Lehrerinnen, 
Richterinnen und Polizistinnen – verbo-
ten hat. Das Gesetz hat aber eine 
problematische Signalwirkung in den 
Arbeitsmarkt generell gehabt. Dort ha-
ben es Frauen mit Kopftuch schwerer 
denn je. Das Berliner Gesetz ist also 
juristisch haltbar, weil wir als einziges 
Bundesland den Gleichbehandlungs-
grundsatz des Grundgesetzes ernst 
genommen haben, praktisch besteht 
jedoch Handlungsbedarf. Aktuell gibt 
es aber keine Diskussion über eine 
Gesetzesänderung. 
 
Alfred Eichhorn: Zitat Piening: „Der 
Islam gerät fataler Weise unter Gene-
ralverdacht (…)“ 
 
Günter Piening: 
Es gibt eine gefährliche Entwicklung. 
Vor einigen Jahren konzentrierte sich 
die Auseinandersetzung auf den ‚Isla-
mismus’, der in der Tat mit unseren 
demokratischen Grundsätzen nicht 
vereinbar ist. Heute aber heißt es zu-
nehmend, der Islam sei prinzipiell un-
demokratisch. Statt mit den Muslimen 
den Islamismus zu bekämpfen, stellt 
man sie alle ins demokratische Ab-
seits. Als positiven Gegentrend würde 
ich verbuchen, dass es verbindlichere 
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Diskussionen und strukturierte Kom-
munikation gibt. Beispielsweise ist das 
‚Islamforum’ in Berlin11 eine solche 
sinnvolle Institution. 
 
Canan Topçu: 
Wir Zugereiste kritisieren eine man-
gelnde Integrationsbereitschaft bei der 
Mehrheitsgesellschaft. Gibt es hier 
Projekte in Berlin? 
 
Günter Piening: 
Ich koordiniere auch die Landeskon-
zeption gegen Rechtsextremismus, 
das zeigt, dass Bekämpfung von 
Fremdenfeindlichkeit und Stärkung von 
Akzeptanz in Berlin wesentlicher Teil 
der Integrationspolitik sind. Das Ge-
fühl, dass Berlin eine bunte Stadt ist 
und alle dazugehören, ist breit vorhan-
den. Allerdings gibt es noch deutliche 
Unterschiede zwischen Ost und West. 
 
Frage einer Zuhörerin: Tatsächlich, in 
Berlin passiert viel! Trotzdem sind die 
Länder- oder Kommunalregelungen ja 
sehr unterschiedlich und zum Teil recht 
restriktiv. Bringt es da etwas, Haupt-
stadt zu sein? Die Integrationsbeauf-
tragte der Bundesregierung Maria 
Böhmer sprach von einem ‚gegenseiti-
gen Lernprozess’. 
 
Günter Piening: 
Hauptstadt sein heißt, auch die Bun-
desmedien in der Stadt haben. Und 
kaum werden etwa zum Thema ‚Paral-
lelgesellschaft’ Bilder gebraucht, so 
kommen diese aus Berlin.  Da wird die 
Stadt schnell zum Symbol für geschei-

                                                 
11 Das ‚Islamforum Berlin’ ist ein seit 2005 beste-
hendes regelmäßiges Treffen Berliner muslimischer 
Verbände, der Senatsverwaltung sowie zivilgesell-
schaftlicher Gruppen. Weitere Informationen abruf-
bar unter 
<http://www.berlin.de/lb/intmig/islamforum> 
[23.07.2008]. 

terte Politik. Positiv ist, dass wir nun 
von einem Ideenaustausch zwischen 
Hauptstädten profitieren. In einigen 
Bereichen wie etwa der Einbürge-
rungspolitik ist Berlin ein Vorreiter. 
 
Frage einer Zuhörerin: In eigenen 
wissenschaftlichen Studien zu Aleviten 
in New York habe ich erfahren, dass 
diese Menschen dort nicht als isla-
misch qualifiziert werden – die Frage 
nach der Zugehörigkeit zur Religion 
wird nicht gestellt. Muss es denn also 
wirklich immer sein, dass Migranten 
und Migrantinnen, die etwas öffentlich 
sagen wollen, erst aus ihrer eigenen 
Biografie berichten müssen? 
 
Canan Topçu: 
Ich erzähle gerne aus meiner eigenen 
Biografie – erstens, weil ich gerne er-
zähle und an anderen Lebensge-
schichten interessiert bin und zweitens, 
weil meine Biografie auch Teil meines 
Berufs ist. Ich sage immer, ich bin eine 
‚Berufsmigrantin’ und verstehe mich so 
auch als Sprachrohr für andere. 
 
Frage einer Zuhörerin: Welche Rolle 
spielen denn Frauen in Migrantenve-
reinen? 
 
Ayten Kiliçarslan:  
Migrantenvereine leisten Hilfsarbeit, da 
sie direkt aus dem Bedarf kommen und 
vielen Menschen eine Heimat bieten, 
egal welcher Ausrichtung sie sind. Die 
ersten haben sich in den 60er Jahren 
gegründet, aber leider haben viele ihre 
alten Ziele behalten. Mittlerweile wollen 
jedoch Frauen auch mitspielen. Wir 
befinden uns in einer Phase der Neu-
strukturierung und diese muss von 
Frauen stark mitbestimmt werden! Zu-
dem sollten sich diese Vereine nicht 
nur als Migranten/Migrantinnen-
Organisationen sehen, sondern auch 
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als Teile dieser Gesellschaft. Migran-
ten und Migrantinnen sind Teile dieser 
Gesellschaft! Aber diese Organisatio-
nen sind auch jetzt schon integrativ, 

egal welche politische Ausrichtung sie 
haben, denn ‚Ankommen’ in dieser 
Gesellschaft geht nur über ihre Mitwir-
kung. 

 
 

Schlusswort 
  

 
 
 
Dr. Irina Mohr, Leiterin Forum Berlin 
der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Die Vorträge und Diskussionen haben 
uns gezeigt, dass die Debatte um das 
Kopftuch zwischen einer ‚offenen’ und 
einer ‚strikten’ Neutralität verläuft und 
die meisten hier im Saal lehnen die 
süddeutsche Lösung dabei ab, denn 
es gibt große Probleme bei der Umset-
zung der Kopftuchverbote. Die Frage 
ist nun, wie wir Pluralismus und Diffe-
renzierungen rechtlich umsetzen kön-
nen. Gleichzeitig wird ja das Kopftuch 
als Symbol für Misstrauen aufgefasst – 
wie schaffen wir hier Vertrauen? Die 
öffentliche Diskussion, das hat die 
Veranstaltung gezeigt, schafft Aus-
grenzung und einen Rechtfertigungs-
zwang für Kopftuchträgerinnen. Den-
noch – und das ist die gute Nachricht – 

läuft die Debatte auch 5 Jahre nach 
dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts noch, auch vor dem Hintergrund 
neuer Realitäten. Und diese Debatte 
müssen wir anpacken!  
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